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Nieder mit der francoistischen Monarchie! 
Für eine Arbeiterregierung ! 

Spanien: Pulverfaß Europas 
16. April - 17 Monate nach Franeos Tod, acht Wochen vor 
den Cortes-Wahlen, bietet Spaniens politische Szenerie wei­
terhin ein Bild der permanenten Krise. Das bonapartistische 
Suarez-Regime manövriert hilflos, ohne festen politischen 
Kurs, zwischen den Angriffen des ultrarechten "Bunkers", 
der "Alianza Popular" Manuel Fragas auf der einen Seite 
und dem Ansturm der Arbeiterklasse auf der anderen Seite. 
Um den "reformierten" Franeoismus hoffähiger zu machen, 
hat Suarez die Kommunistische Partei (PCE), die treueste 
Unterstützerin der spanischen Bourgeoisie in der Arbeiter­
bewegung, über Ostern legalisiert - nachdem der Oberste 
Gerichtshof sich rur "nicht zuständig" erklärt und der Re­
gierung wieder den Schwarzen Peter zugeschoben hatte. 
Um aber über seine eigentlichen Intentionen keine Zweifel 
aufkommen zu lassen, beantwortet das Regime jeden aktiven 
Widerstand der Arbeiterbewegung mit brutalem Terror; so 
wurden am 14. April, dem 46. Jahrestag der Ausrufung der 
zweiten Republik, Demonstrationen von Arbeiterorganisa­
tionen im Zentrum von Madrid mit Gummiknüppeln und 
Tränengas "im Keim" (Süddeutsche Zeitung, 16./17. April) 
erstickt. 

Zu den Pseudodemokratisierungsmaßnahmen zählt auch 
das offIzielle Verbot der einzigen unter Franeo zugelassenen 
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Partei, des "Movimiento" ... mit der "Ausnahme" von Unter­
organisationen der "Nationalen Bewegung" wie der von der 
Schwester des Gründers der Falange, Antonio Primo de 
Rivera, geleiteten Frauenorganisation, die in der Periode seit 
dem Tod des Caudillos "verdienstvolle Aufgaben" erfti1lt 
haben. Bezeichnend ist die Tatsache, daß "die rund 50 000 
beamteten Mitglieder der Bewegung ... in das übrige Beamten­
turn übernommen werden" (Tagesspiegel, 3. April) sollen. 
Vor zwei Wochen hat das Kabinett die spanischen Gewerk­
schaften ,Jegalisiert" - gleichzeitig jedoch bleibt die staat­
liche "Organisacion Sindical" weiterhin bestehen, kassiert 
Pflichtbeiträge und wickelt die Tarifverträge ab. Ein im März 
vom spanischen Ministerrat erlassenes Dekret erlaubt Streiks, 
stellt jedoch eine ftinftägige Vorwarnfrist zur Bedingung und 
verbietet politische und Solidaritätsstreiks - d. h., das De­
kret hebt das Streikrecht im gleichen Atemzug wieder auf. 
Die gleiche Verordnung "erleichtert auch die Entlassung 
von Arbeitern", berichtet die Neue Zürich er Zeitung 
(20./21. März) und resümiert: "Die Rechnung ist allerdings 
gewissermaßen ohne den Wirt gemacht worden, das heisst 
ohne die Gewerkschaften." Wohl wahr: die bonapartistische 
Zuckerbrot-und-Peitsche-Politik des Suarez-Regimes befrie­
digt und beruhigt weder die francoistischen Ultras, noch 
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verfangt sie beim spanischen Proletariat. Im Industrieviertel 
Madrids und anderen Städten streiken gegenwärtig ca. 
100 000 Arbeiter für die sofortige Beendigung von Entla~­
sungen und für die Auflösung des Zwangssyndikats. Die 
"Selbstreform" des Francoismus ist ein Schlag ins Wasser, 
die spanische Bourgeoisie hat kein Heilmittel gegen die 
sich epidemisch ausbreitenden Massenstreiks der Arbeiter­
klasse gefunden. In zunehmenden Maße geraten auch Teile 
des Kleinbürgertums in Aufwallung und schließen sich den 
Protest aktionen der Arbeiterbewegung an. Der PCE Santiago 
Carillos, der Hauptagentur des Kapitals in der Arbeiterklasse, 
wie auch Felipe Gonzäles Sozialistischer Partei (PSOE), ge­
lingt es nur in sehr begrenztem Maße, Spaniens Arbeiter an 
der Kandare zu halten. Seit Francos Tod löst eine Streik­
welle die andere ab, fast jede läßt sich mit dem Superlativ 
"die größte seit dem Bürgerkrieg" versehen. Spanien befindet 
sich in einer vorrevolutionären Situation. Jeden Tag kann das 
Land explodieren, jeden Tag können die arbeitenden Massen 
den Versuch unternehmen, sich des francoistischen Plunders, 
der Herrschaft der Bourgeoisie, zu entledigen. Die iberische 
Halbinsel ist das Pulverfaß Europas. 

Ein Regime ohne soziale Basis 

Die bürgerliche N ew York Times charakterisierte die Suarez-
Regierung im Februar mit folgenden Worten: 

" ... Herr Suarez ... hat entschieden nur ein Ziel: die Mo­
narchie zu konsolidieren, indem er Spanien mit populären 
gewählten Institutionen versieht, die die meisten Leute 
bereit sind, als eine Demokratie zu bezeichnen" (13. 
Februar). 

In der Tat, Suarez versuch\sich in der Fort~.etz~ng des Fran­
coismus, garniert mit Scheinreformen. Er halt Sich n,:r dan~ 
der "kritischen" Unterstützung reformistischer IrrefOOrer wie 
Carillo Camacho und ihresgleichen an der Macht. Selten hat 
es eine' Regierung mit einer solch geringen sozialen Basis ge­
geben wie die gegenwärtige. Sie versucht, Zeit zu gewinnen, 
indem sie zuerst Konzessionen gegenüber der Rechten, dem 

Bunker" dann gegenüber der "Linken" macht. Aber mit 
j~der Ko~ession gegenüber der Linken entzieht sie sich ein 
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Teil Unterstützung durch die extreme Rechte, jedes Zuge­
ständnis gegenüber der Rechten fOOrt zu wütenden, mili­
tanten Protesten des spanischen Proletariats. Klassenkämpfe 
erschüttern Spanien bereits die letzten anderthalb Jahrzehnte 
unter Francos Herrschaft; dem Francoismus nach Franco, 
ohne Franco, wird kein langes Leben beschieden sein. Ent­
weder wird das revolutionäre Proletariat die bürgerliche Brut 
hinwegfegen, oder Spaniens Arbeiterklasse wird erneut im 
Blut ersäuft. 

Streikwellen erschüttern Spanien 

Nach dem bedingten Erfolg des Dezember-Referendums 
(über die Cortes-Frage) drückte Helmut Schmidt, das erste 
sozialdemokratische Staatsoberhaupt, das Spanien seit Ende 
des Bürgerkrieges besuchte, "das Vertrauen des demokrati­
schen Europa in die Madrider Regierung" (Le Monde, 
8. Januar) aus. Um sein Vertrauen unter Beweis zu stellen, 
und um dem wackligen Suarez-Regime unter die Arme zu 
greifen, lud er die spanische Bourgeoisie ein, sich den impe­
rialistischen Vettern in der NATO anzuschließen und in die 
Europäische Gemeinschaft einzutreten. 

Wesentlich für die Integration in den Club der west­
europäischen Imperialisten ist jedoch die effektive Kanali­
sierung der spanischen Arbeiterbewegung. Die Kampfkraft 
des Proletariats aber ist ungebrochen, wenngleich es auch 
keine revolutionäre Führung besitzt. Nach dem Tod des 
Generalissimo hat es fast jeden Monat massive Demonstra­
tionen und politische Streiks gegeben. Im Dezember 1975 
wurden in Madrid und Barcelona eintägige Streiks ausgerufen, 
die von zehntausenden von Arbeitern befolgt wurden. Im 
Januar 1976 wurde die Untergrundbahn der Hauptstadt zum 
ersten Mal in der Geschichte bestreikt und die Hauptfabriken 
in Madrids Industriegürtel in einer jornada de lucha (Kampf­
tag) dicht gemacht. Im nächsten Monat gab es an. zwei ~uf­
einanderfolgenden Sonntagen MassendemonstratIOnen 1ll 

Barcelona, die "Freiheit, Amnestie, einen autonomen Status" 
für die katalonische Region forderten. Im März fOOrte die 
grausame Ermordung von vier Arbeitern d~rch die ver~a~ten 
grises (die grauuniformierte spanische BereItschaftspohze~) 
in Vitcria zu einem Begräbniszug, an dem über 40 000 teil­
nahmen, und dem massivsten Generalstreik seit dem Fall 
der Republik, der sich auf das ganze Baskenland ausdehnte. 

Im April fanden in Madrid und Barcelona blutige Stras­
senkämpfe zwischen Spezialeinheiten der Polizei und Linken 
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Bankrott des kleinbürgerlichen Terrorismus 

Keine Träne für Buback 
Jetzt rufen sie wieder nach dem starken Staat, nach verschärften 
Gesetzen, nach dem noch rascheren Ausbau des Repressions­
apparates. Bundeskanzler Schmidt reiht sich - "nicht zögerlich" 
- in den Chor derjenigen ein, die "innerlich" bereit sind, "bis 
an die Grenzen dessen zu gehen, was vorn Rechtsstaat erlaubt 
und geboten ist" (Der Spiegel, 19. April). Wozu er und seines­
gleichen - Sozialdemokraten, Christdemokraten und Liberale -
"äußerlich" bereit sind, ist bekannt! "Innerlich" war Minister 
Maihofer noch Mitglied der "Humanistischen Union", als er 
"äußerlich" den deutschen Wortschatz um die Vokabel "Lausch­
angriff" bereicherte. Die Überwachung des Schriftverkehrs von 
Angeklagten selbst mit ihren Anwälten, die EinfUhrung von 
Kronzeugen, die im RAF-Prozeß eine dunkle Rolle spielten, 
Verteidigerausschlüsse, Isolationshaft, Todesschuß, Legalisierung 
von Hauseinbrüchen, Demonstrationsverbote, Verschärfung des 
Ausländerrechts, Verbotsdrohungen gegen linke Organisationen, 
Berufsverbote ... die Grenzen des "Rechtsstaates" werden -
"innerlich" wie "äußerlich" - immer dehnbarer. 

Für den Generalbundesanwalt des bürgerlichen Staates haben 
Revolutionäre nicht eine Trauerminute und nicht eine Träne zu 
verlieren. Buback ist seit der von ihm angeleiteten Aktion gegen 
den Spiegel im Jahre 1962 als ein getreuer, reaktionärer Diener 
der Bourgeoisie bekannt. Im Prozeß gegen die Genossen der RAF 
repräsentierte er die Staatsgewalt. Er war mit verantwortlich für 
die grausamen Haftbedingungen der RAF-Genossen, fUr die Ver­
teidigerausschlüsse und die Einführung des Kronzeugen Müller. 
In der Treibjagd gegen alles, was unter dem Begriff "Terrorismus" 
subsumiert werden kann, nahm sein Schreibtisch einen zentralen 
Platz ein. 

Die wirklichen Terroristen sind Buback und Konsorten. In 
letzter Analyse entspringt die Reaktion der RAF und ähnlicher 
Gruppierungen deren kleinbürgerlicher Ungeduld, ihrer Isolation, 
ihrer Frustration und ihrem Haß gegen den bürgerlichen Staat. 
Es ist kleinbürgerlicher Wahnwitz, zu glauben, durch die Be­
seitigung einzelner Repräsentanten der bürgerlichen Klasse das 
kapitalistische System auch nur im geringsten erschüttern zu 
können. Leninisten haben stets einen scharfen politischen 
Kampf gegen solche Tendenzen geführt - gleichzeitig aber ver­
sucht, durch eine scharfe politische Konfrontation die besten 
Elemente derer, die ihre Schläge gegen den bürgerlichen Staat 
richten, fUr das proletarische kommunistische Programm zu ge­
winnen. 

Die TLD hat das Konzept des individuellen Terrorismus 
stets abgelehnt. Schon vor zwei Jahren schrieb die TLD in einer 
Flugschrift gegen den Polizeiterror, der der Lorenz-Entführung 
folgte: 

"Wir Trotzkisten halten das Konzept von Stadtguerilla­
Gruppen wie der ,Roten Armee Fraktion' oder der ,Bewe­
gung 2. Juni', die Methode des bewaffneten Kampfes iso­
lierter kleiner Gruppen, für völlig verfehlt, aber wir sehen 
sehr deutlich, auf welcher Seite der Barrikade diese Genos­
sen kämpfen, und wir sprechen dies auch aus: Es ist unsere 
Seite, und auf der anderen steht der gemeinsame Feind. 

Unsere Auseinandersetzung mit den Genossen, die aus 
kleinbürgerlicher Verzweiflung den falschen Weg isolierte~ 
Aktionen gegen Repräsentanten der kapitalistischen Ord­
nung gegangen sind, unterscheidet sich in keiner Hinsicht 
von unserem kompromißlosen Kampf gegen alle program­
matischen Konzeptionen, die das Proletariat in die Irre 
fUhren und die teilweise viel gefährlicher, weil einflußreicher 
sind, als der Guerilla-Terrorismus (z. B. Reformismus und 
Stalinismus)" (Extra-Blatt der Kommunistischen Korre­
spondenz, 19, März 1975). 
Und bereits im November 1974 hatte unsere Urgamsauon 

nach dem Tod von Holger Meins einen offenen Brief an die 
anderen linken Organisationen gesandt, in dem zur Bildung 
einer Aktionseinheit in Solidarität mit den Genossen der RAF 
aufgerufen wurde. Dasselbe haben wir jüngst nach Bekannt­
werden der Stammheimer Abhöraffäre getan., Die Forderung 

nach sofortiger und bedingungsloser Freilassung von Baader, 
Ensslin und Raspe muß auch und gerade dann erhoben werden, 
wenn die Chance für ihre unmittelbare Durchsetzung denkbar 
gering ist. Die Mobilisierung der Arbeiterbewegung zur Befrei­
ung aller gefangenen Genossen wird nur dann jemals erreicht 
werden, wenn die bewußtesten Elemente diese Forderung un­
ermüdlich in die Arbeiterklasse hineintragen. 

Zu einer Zeit, in der der bürgerliche Staat einen politischen 
Schauprozeß par excellence durchführt, um die Hexenjagd­
atmosphäre gegen die Linke zu schüren, zu einer Zeit, in der 
die Klassenjustiz dabei ist, mit Gudrun Ensslin den Tod einer 
weiteren RAF-Genossin herbeizuführen, und in der sich auch 
andere gefangene Genossen in einern äußerst kritischen gesund­
heitlichen Zustand befinden, haben die Stalinisten von DKP/ 
SEW und KPD nichts anderes zu tun, als der Bourgeoisie 
ihre Respektabilität zur Schau zu stellen, indern sie die RAF 
denunzieren. 

Während wir die Ermordung Bubacks, für die das "Komman­
do Ulrike Meinhof" die Verantwortung übernommen hat, für eine 
eine perspektivlose und sinnlose Tat halten, die dem Staat ledig­
lich einen neuen Vorwand liefert, die Repressionsmaßnahmen 

Gudrun Ensslin, 
Opfer des 
bürgerlichen 
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gegen die Linke zu stärken, erkennen wir gleichzeitig an, daß 
diese Genossen aus dem Wunsch heraus handelten, ein Symbol 
kapitalistischer Unterdrückung zu bekämpfen. Ein solches 
Symbol war Buback gewiß. Und deshalb sagen wir: Weg mit den 
Fahndungsmaßnahmen! Wenngleich solchen Handlungen indi­
viduellen Terrors ablehnend gegenüberstehend, muß die Arbeiter­
bewegung gleichzeitig doch eine Mobilisierung zur politischen 
Verteidigung dieser Genossen gegen die staatliche Repression 
durchführen. Wir fordern, daß der schändliche Prozeß in 
Stammheim mitsamt seinen grausamen Haftbedingungen für 
die gefangenen Genossen zu Fall kommt, genauso wie der 
Prozeß gegen die Genossen Roth und Otto und die anderen 
Klassenprozesse gegen Genossen der Linken. Wir wissen aber 
auch, daß unsere Forderungen weder durch die Fürbitte 
"liberaler Kreise" noch durch verzweifelte Terroraktionen 
durchgesetzt werden können. Nur die revolutionäre Mobili­
sierung der Arbeiterklasse kann dem bürgerlichen Klassen-
terror ein Ende setzen! 

21. April 1977 
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Spanien ... 
Fortsetzung von Seite 2 
statt. Schüchterne Versuche, den ersten Mai zu feiern, wur­
den mit dem Einsatz von Gummiknüppeln und Verhaftun­
gen beantwortet. Obwohl die Proteste im Sommer etwas 
nachließen, begann im Juni der erbittert gefuhrte Motor 
Iberica-Streik, der mehr als 100 Tage andauerte, und im 
Juli demonstrierten 100000 für die volle Amnestie für po­
litische Gefangene und Exilspanier. Um Konzessionen von 
der Regierung zu ergattern, drohte die PCE mit einem heißen 
Herbst voller Unruhen, wenn ihre Forderungen nicht bewil­
ligt würden. 

Der Herbst wurde tatsächlich ,,heiß". Zweimal explodier­
te das Baskenland: einmal anläßlich der Ermordung eines 
Gewerkschafters durch die Polizei und noch einmal am 
27. September, am ersten Jahrestag der Exekution von 
fünf ETA- (baskische Nationalisten) und FRAP- (Maoisten)­
Militanten durch Francos Schergen, als 500 000 streikten. 
In der gleichen Region streikten baskische Bauarbeiter; als 
sie die Arbeit wieder aufnahmen, legten die Bauarbeiter von 
Pamplona die Arbeit nieder. 

Der größte unter allen Protesten war ein eintägiger landes­
weiter Generalstreik gegen das Wirtschaftsprogramm der Re­
gierung (das in seinem Kern das Einfrieren der Löhne und 
die Erleichterung von Entlassungen beinhaltete), der ersten 
solchen Aktion seit dem Bürgerkrieg, an dem sich gut übe-r 
eine Million beteiligten. In Barcelona, wo zehntausende 
Metallarbeiter teilnahmen, war die Streikaktivität am inten­
sivsten, in Galizien hörten die Werftarbeiter auf, zu arbeiten, 
und in Asturien schlossen sich 50 000 Bergarbeiter der Aktion 
an. Die Regierung reagierte mit der totalen Mobilisierung 
ihrer Repressionskräfte, setzte 100 000 Polizisten ein, ließ 
jeden U-Bahnwagen in Madrid mit zwei schwerbewaffneten 
"Ordnungshütern" besetzen, verhaftete führende Mitglieder 
der PCE und startete eine allgemeine Verfolgungsjagd gegen 
die "extreme Linke". 

Die nächste größere Welle von Arbeitsniederlegungen und 
Massendemonstrationen erfolgte zu Beginn dieses Jahres, 
nachdem faschistische Provokateure fünf linke Rechtsanwäl­
te in Madrid ermordet hatten. 200 000 marschierten in der 
Hauptstadt zur Beerdigung, teilweise die Internationale 
singend. Barcelona wurde völlig lahmgelegt, in Bilbao wurde 
die Produktion in Fabriken und Werften gestoppt, in Pam­
plona Barrikaden in Arbeitervierteln zum Schutz vor Polizei­
überfällen errichtet, in Asturien streikten die Bergarbeiter. 

Im März schließlich, nach einigen etwas ruhigeren Wochen, 
gab es in Euzkadi, im Baskenland, einen erneuten Aufschwung 
der Arbeiterkämpfe, in deren Verlauf es auch zu militanten 

VERANSTALTUNG der TLD 

DIE VOLKSFRONT -
DER WEG IN DIE NIEDERLAGE 

10. Mai 1977, 19.00 Uhr 
Ebershof, Ebersstraße 68 

West-Berlin 

Verkehrsverbindungen: S-Bahnhof Schöneberg 
U-Bahnhof Innsbrucker Platz 
Busse: A48, 65, 73, 75, 83, 85 

Kommunistische Korrespondenz 

Fabrikbesetzungen kam. Gegenwärtig streiken 100 000 
Arbeiter im Industriegürtel von Madrid gegen die Fortexistenz 
der korporatistischen francoistischen Syndikate und fur die 
Rücknahme aller Entlassungen. 

Die Coordinacion Democratica - eine Schlinge 
um den Hals des spanischen Proletariats 

So ist die spanische Arbeiterklasse kämpferischer denn 
je. Unpeich ihren portugiesischen Klassenbrüdern ist sie 
wesentlich reifer, die Erinnerung an den Volksfrontverrat 
der spanischen Arbeiterparteien und an den Bürgerkrieg ist 
wach. So unglaublich es scheinen mag - die jetzige "Füh­
rung" des spanischen Proletariats bemüht sich mit allen ihren 

Santiago 
Carillo: 
Auf Francos 
Flagge 
ei ngeschworen. 

Kräften, genau diese Niederlage, die blutig bezahlt wurde, 
zu wiederholen! Aus der Vielzahl der reformistischen Ar­
beiterparteien und -organisationen ragt vor allem Santiago 
Carillos PCE hervor, die dominierende Strömung der Ar­
beiterbewegung. Seit Jahren setzt sie alles daran, die "Ver­
söhnung" mit der Bourgeoisie und die "Heilung" und Be­
seitigung der durch den blutigen Bürgerkrieg hervorgerufe­
nen Spaltung zu erreichen. In den frühen 70er Jahren nahm 
ihr klassenkollaborationistischer Appetit organisatorische 
Formen an, als sie mit verschiedenen bürgerlichen "pro­
gressiven" Persönlichkeiten einen "Pakt für die Freiheit" 
unterzeichnete und die Volksfront-Versammlung von Kata­
lonien gründete. Mit der Gründung der Junta Democnltica 
Mitte 1975 wiederholte sich das auf nationaler Ebene; ein 
Jahr später schloß sich diese von der PCE dominierte Koali­
tion mit dem sozialdemokratisch-geführten Pendant zusam­
men, um die Coordinaci6n Democr:itica zu bilden. 

Während des ganzen letzten Jahres und der letzten Mo­
nate kam die Verpflichtung der PCE auf die bürgerliche 
Volksfront, diese tödliche Umarmung mit der Bourgeoisie, 
immer wieder in der Weigerung der Stalinisten zum Ausdruck, 
die Zentren proletarischer Militanz zu einem nationalen 
Generalstreik gegen die Diktatur zu mobilisieren. Angesichts 
des Niedergangs der "vertikalen" Gewerkschaft CNS hat sich 
die PCE entschieden, die Arbeiterkommissionen in eine nor­
male Gewerkschaft umzuwandeln. Aber dies tut sie nur, Um 
effektiver gegen die rebellierende Basis vorgehen zu können. 
Ebenso hat die PCE unermüdlich in jeder nur denkbaren 
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anderen politischen Frage ihre "Vernunft" demonstriert. Zur 
Zeit des Ablebens des Caudillo, im November 1975, tönte 
Munda Obrero (das PCE-Organ) noch: "Nein zur francoisti­
schen Monarchie!" Jetzt haben sich die spanischen "Euro­
kommunisten" nicht nur zu den aktivsten Protagonisten der 
bürgerlichen "Demokratie", sondern auch zu den servilsten 
Dienern der Monarchie emporgeschwungen: Nach der ersten 
legalen Tagung des Zentralkomitees der Partei sprach sich 
Carillo "ftir eine Verankerung der Monarchie als Staatsform 
in der vom künftigen Parlament auszuarbeitenden Verfassung 
aus" (Tagesspiegel, 16. April)! Die Partei entschied sich 
außerdem, "die spanische Flagge als eine ihrer Symbole" 
(Heraid Tribune, 16./17. April) zu übernehmen. Die Stali­
nisten besitzen die Schamlosigkeit, dieses verhaßte Symbol 
der terroristischen Franco-Diktatur konservieren zu wollen! 
Das spanische Proletariat wird diesen "Führern" eine ge­
bührende Antwort erteilen. Es vervollständigt das Bild nur 
noch, daß die Kommunistische Partei nichts gegen die 
Integration des Landes in die EG, in die NATO, gegen die 
Aufrechterhaltung der Militärbasen des US-Imperialismus 
in Spanien einzuwenden hat. 

Vom kleinbürgerlichen Terrorismus 
zum Legal itätsfetischismus 

Stolz präsentiert die Gruppe Internationale Marxisten 
(GIM), deutsche Sektion des Vereinigten Sekretariats (VS), 
die Liga Communista Revolucionaria (LCR), eine der drei 
VS-Organisationen in Spanien, als Paradebeispiel erfolg­
reicher trotzkistischer Politik. Unzweifelhaft wenden sich 
in der gegenwärtigen vorrevolutionären Situation hunderte 
Militante, die vom Verrat der Stalinisten und Sozialdemo­
kraten abgestoßen sind und nach einer revolutionären Ant­
wort suchen, der LCR, einer Organisation mit dem An­
spruch auf den revolutionären Trotzkismus, zu. Aber tra­
gischerweise hat die LCR nur eine "linkere" Version der 
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Klassenkollaboration der PCE und PS OE anzubieten. 
Nach der Ermordung von ftinf linken Rechtsanwälten 

im Januar dieses Jahres durch faschistische Provokateure 
rief die "demokratische Opposition" gemeinsam mit der 
Regierung die hundert tausenden streikenden und demon­
strierenden Arbeiter auf, "Ruhe" zu bewahren. Als darauf­
hin drei Polizisten (angeblich von der mysteriösen GRAPO) 
getötet wurden, unterzeichneten bürgerliche Parteien und 
ein großer Teil der spanischen "extremen Linken" ein ge­
meinsames Kommunique (siehe Kasten), das den Tod der 
drei Polizisten in Madrid ebenso wie die Verhaftung zahl­
reicher Mitglieder der oppositionellen Organisationen ver­
dammte und von der Regierung "sofortiges Vorgehen ge­
gen ... die faschistischen und parapolizeilichen Organisatio­
nen" forderte. 

Welch Idioten! Sie rufen die Guardia Civil auf, die kle­
rikal-faschistischen Terroristen zu unterdrücken, die zum 
Teil selber Mitglieder, außer Dienst, der Guardia Civil sind! 
Der Staat hat diesen Aufruf mit der Ausrufung des Not­
stands beantwortet und in der Folge natürlich nicht die 
faschistischen Terrorbanden, sondern die Arbeiterorganisa­
tionen verfolgt und ihre Mitglieder verhaftet. Hier erreicht 
man einen Punkt, wo reformistische Illusionen in die "Neu­
tralität" des bürgerlichen Staates schließlich selbstmörde­
risch werden. Marxisten propagieren stattdessen die Vertei­
digung der Arbeiterbewegung und die Zerschlagung der 
reaktionären Terroristen durch Arbeitermilizen. 

Aber das Dokument geht noch darüber hinaus: es bestä­
tigt, daß die "Wiederherstellung aller demokratischen und 
nationalen Freiheiten, und besonders die bedingungslose 
Amnestie, Fortschritte auf dem Weg zur Demokratisierung 
bringen kann und ein Klima demokratischer Toleranz 
schaffen wird", und es endet mit einem Aufruf für "Einheit 
und Verantwortlichkeit aller im Rahmen dieser demokrati­
schen Erklärung". Was wir hier vor uns haben, ist ein Eck­
stein der Strategie der Kommunistischen Partei Spaniens 
für einen "Durchbruch mittels Verhandlungen" - einen 
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Pakt mit der Regierung, um den friedlichen Übergang von 
der bonapartistischen Diktatur zur bürgerlichen Demokra­
tie zu erreichen. 

Unter den Unterzeichnern dieser Volksfrontdeklaration 
fmden sich nicht nur die republikanische Esquerra, die Car­
listen und die Versammlung von Katalonien - alles bürger­
liche Formationen - sondern auch ein Großteil der "extre­
men Linken" - von den MaoistenjSyndikalisten bis zur zen-

Das berüchtigte 
Kommunique 
von Barcelona 

Die unterzeichnenden Parteien 
1) verurteilen die Attentate, bei denen drei 

Polizisten den Tod fanden; 
2) stellen fest, daß die vom Ministerrat er­

griffenen Maßnahmen nicht zur Bereinigung 
der jetzigen Situation beitragen; 

3) verurteilen energisch die willkürlichen 
Festnahmen zahlreicher Militanter der demo­
kratischen Parteien und die brutalen Haus­
durchsuchungen. Sie bekräftigen erneut ihren 
demokratischen Willen und lehnen jede Ver­
antwortung für die in Madrid veriibten Gewalt­
taten ab; 

4) daher fordern sie: 
a) die sofortige Freilassung der verhafteten 

demokratischen Militanten und die Einstellung 
dieser Willkürmaßnahmen; 

b) sofortiges Vorgehen gegen die für die 
jetzige Situation wirklich Verantwortlichen, 
nämlich die faschistischen und parapolizei­
lichen Organisationen; 

5) bekräftigen erneut, daß nur die Wieder­
herstellung aller demokratischen und nationa­
len Freiheiten, und besonders die bedingungs­
lose Amnestie, Fortschritte auf dem Weg zur 
Demokratisierung bringen kann und ein Klima 
demokratischer Toleranz schaffen wird. 

Um diese Ziele zu erreichen, fordern sie die 
die entschlossenste Einheit und Verantwor­
tung des ganzen Volkes im Rahmen dieser 
demokratischen Erklärung und die Verurtei­
lung aller veriibten Morde. 

Partido deI Trabajo (Comite de Cataluiia), 
Esquerra Republicana de Cataluiia, Frente 
Nllcional de Catalufta, Asamblea de Cataluna, 
Liga Comunista Revolucionaria, Movimiento 
Comunista de Catalufia, Organizacion Revo­
lucionaria de los Trabajadores, Partido 
Carlista, Partido Comunista de Espafia (Mar­
xista-Leninista), Organizacion Comunista de 
Espafta (BR), Partido Comunista (Unitario) 

(Rouge), 30. Januar 1977 

Kommunistische Korrespondenz 

tristischen LCR. Vorbei sind die Tage, als die LCR noch 
ihre "völlige" Unterstützung rur das Bombenattentat baski­
scher Nationalisten auf den Premierminister Carrero Blanco 
erklärte. 

Aber die spanischen Mandelianer haben nicht nur einfach 
ihre terroristischen-spontan eis tischen Mythen aufgegeben. 
Sie haben die übelsten Aspekte des legalistischen Reformis­
mus ihrer Opponenten im "Vereinigten" Sekretariat über­
nommen. Wer von denen, die den Cliquenkampf innerhalb 
des VS verfolgt haben, erinnert sich nicht an die Vehemenz, 
mit der die von Mandel geführte Mehrheitstendenz die argen­
tinische Sozialistische Arbeiterpartei (PST) wegen ihrer 
Unterstützung rur die "Institutionalisierung" des mörderi­
schen peronistischen Regimes verurteilte?! Nun folgt die 
Mehrheit ihrem Beispiel. 

Das Kommunique von Barcelona beweist nur wieder ein­
mal, wie unfähig diese Revisionisten und Renegaten vom 
Trotzkismus sind, in einer Situation des Klassenkampfes 
gegen den Strom schwimmen zu können. Die Kapitulation 
der LCR gleicht der der PST vor Peron und zeigt ebenso 
wie die Unterzeichnung der FUR-Volksfronterklärung durch 
die portugiesische LCI 1975 die Notwendigkeit rur einen 
entschiedenen Kampf rur die Wiederschaffung der Vierten 
Internationale auf. Nur durch den Aufbau von Sektionen 
der internationalen Spartacist Tendenz in Portugal und Spa­
nien kann das iberische Proletariat hinter einer leninistischen 
Führung vereinigt und unter dem Banner des Trotzkismus 
zum Sieg geführt werden. 

Nieder mit der francoistischen Monarchie! 
Für eine Arbeiterregierung! 

Für den 15. Juni hat das Suarez-Kabinett Wahlen zu den 
Cortes, dem "reformierten" Ständeparlament, angesetzt -
ein hilfloser Versuch der spanischen Bourgeoisie, den Über-
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gang zu einer "demokratischeren" Version des bonapartisti­
schen Regimes, des Francoismus, zu vollziehen. Die Kompe­
tenzen dieses Parlaments, seine Macht, ist praktisch gleich 
Null. Die Wahl selber, ebenso wie das Referendum vom De­
zember letzten Jahres, ist eine bloße Farce. Die Wahlbedin­
gungen sind denkbar undemokratisch; so wird etwa jede 
der 50 spanischen Provinzen vier Abgeordnete in den Senat 
und mindestens drei Vertreter in den Kongreß entsenden, 
ungeachtet der Tatsache, daß die Bevölkerung eines ländli­
chen Wahlkreises oft nur einen Bruchteil der Bevölkerung 
eines Industriegebiets wie etwa Madrid beträgt. Und die 
bäuerlichen Gebiete sind naturgemäß konservativer als die 
proletarischen. So wird eine Bauernstimme in den Cortes­
Wahlen oft das mehrfache Gewicht des Votums eines Arbei­
ters haben. König Juan CarIos ernennt zudem ein Fünftel 



Mai 1977 

Hinter der Fassade der 
Demokratisierung: Polizei­
einsatz gegen Demonstranten 
in Barcelona. 

der Senatoren. Im Wahlkampf selber werden Arbeiterpartei­
en schwersten Behinderungen durch den francoistischen 
Staatsapparat unterliegen, während der rechten Volksallianz 
und der "Demokratischen Mitte" (ein von Adolfo Smirez 
favorisiertes bürgerliches Parteienbündnis ) die Medien und 
alle Mittel der Propaganda offenstehen werden. 

Angesichts der Tatsache, daß das kämpferische spanische 
Proletariat nach der endgültigen Beseitigung des Francoismus 
vom Erdboden lechzt, das Land sich in einer vorrevolutionä­
ren Situation befindet und täglich die entscheidende Explo­
sion der Arbeiterklasse erfolgen kann, würden Revolutionäre, 
hätten sie das Gewicht der stalinistischen PCE in der Arbeiter­
bewegung, die pseudodemokratischen Cortes boykottieren. 
Dieser Boykott wäre eine unmittelbare Kampfansage an das 
francoistische Regime und könnte zu einer revolutionären 
Situation, zur Bildung von Doppelmachtorganen, fUhren. 
Wenn jedoch die Hauptparteien der spanischen Arbeiterbe­
wegung, die PCE und die PSOE, zu den Wahlen kandidieren, 
und 80-90 Prozent der militantesten Arbeiter in den Fabri-
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ken ihnen ihre Stimme gegen werden, wäre der Versuch ei­
nes aktiven Boykotts durch eine kleine revolutionäre Pr~ 
pagandagruppe lächerlich und unzweckmäßig. In den Regio­
nen, in denen es keine Möglichkeit zur legalen politischen 
Propaganda gibt, und in denen die Massen die Cortes-Wahlen 
bereits als Farce erkannt haben, werden Bolschewiki jedoch 
zum aktiven Boykott aufrufen. Dies ist der Fall im Basken­
land, vielleicht auf den kanarischen Inseln und möglicher­
wiese sogar in Katalonien. 

In den Regionen, in denen die Massen zur Wahl schreiten, 
erklären wir ihnen, daß ihre Parteien, die bürgerlichen Ar­
beiterparteien, erst mit der Bourgeoisie brechen müssen, die 
Volksfrontfonnationen auflösen müssen, bevor Revolutio­
näre ihnen kritische Unterstützung geben können. Wir neh­
men eine Haltung der bedingten Opposition ein. Ein anderer 
Schwerpunkt in der Propaganda von Trotzkisten in der ge­
genwärtigen Situation in Spanien ist die Forderung nach 
der Legalisierung aller Arbeiterparteien, nicht nur der PCE 
und der PSOE. Bis jetzt ist noch die gesamte "extreme Lin­
ke" illegal, das Smlrez-Regime möchte nur die "verantwor­
tungsbewußten" Parteien legalisieren. Die Zulassung aller 
proletarischen Organisationen wird somit zu einer wichtigen 
demokratischen Forderung. 

Die Cortes-Wahlfarce, eine kosmetische Operation, die 
nur der Perpetuierung des francoistischen Systems dient, 
fuhrt dazu, daß demokratische Forderungen wie die der de­
mokratisch gewählten konstituierenden Versamfi?lung noch 
ihre Gültigkeit besitzen. Aber, wie Trotzki schrieb: 

" ... die Fonneln der Demokratie (Koalitions-, Pressefrei­
heit usw.) sind für uns nur zufällige vorübergehende L~ 
sungen in der unabhängigen Bewegung des Proletariats ... 
Sobald die Bewegung etwas von einem Massencharakter 
annimmt, werden die demokratischen Losungen mit den 
übergangslosungen verflochten; man kann annehmen, 
daß Fabrikkomitees erscheinen, bevor die alten Bonzen 
aus ihren Kanzleien stürzen, um Gewerkschaften zu orga­
nisieren; Räte werden Deutschland überziehen, bevor eine 
neue Konstituierende Versammlung in Weimar zusammen­
treten wird. Dasselbe gilt für Italien und den Rest der to­
talitären und halb totalitären Länder" (Übergangsprogramm). 

Dasselbe gilt für Spanien. Das "Sofortprogramm" für 
Revolutionäre in Spanien kann nur im Sturz des Francois­
mus und der Errichtung der sozialistischen Räterepublik 
bestehen. _ 
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Ausschluß der Trotzkistischen Fraktion 
markiert Rechtsruck des Sp'artacusbundes 

Leninistische Fusion TF -TLD 
Nach einem Monat intensiver Diskussion und gemeinsamer 
Arbeit (einschließlich Veranstaltungen in Berlin und London) 
wurde die Fusion der Trotzkistischen Fraktion (TF) des 
Spartacusbundes (ausgeschlossen) mit der Trotzkistischen 
Liga Deutschlands Mitte Februar vollzogen. Die "Deklaration 
der Trotzkistischen Fraktion" (vergl. Kommunistische Korre­
spondenz Nr. 17, Februar 1977), die politische Grundlage 
des Kampfes der TF im Spartacusbund, sowie die "Dekla­
ration fur die Organisierung einer internationalen trotzkisti­
schen Tendenz" (Spartacist, deutsche Ausgabe, Nr. 2, 
Herbst 1974) und die "SL/ÖBL-Deklaration fur gemein-
same Arbeit in Deutschland" (ebenda) stellten die grund­
legenden Dokumente der Fusion dar. 

Im Gegensatz zu einer Welle von zynischen "Fusionen" 
und "Umgruppierungen" vom "Vereinigten" Sekretariat 
(VS) über die Lambertisten bis hin zur "Notwendigen Inter­
nationalen Initiative" (NIl), die nur opportunistische, tempo­
räre gegenseitige Nichtangriffspakte darstellen und damit den 
Keim künftiger Spaltungen bereits in sich tragen, erfolgte die 
Vereinigung dieser leninistischen Organisationen auf der Ba­
sis völliger Übereinstimmung in den zentralen Fragen, die 
den Bolschewismus vom Menschewismus trennen: in der 
.Frag~ der Volksfront, der nationalen Frage, des demokra-
tischen Zentralismus und - das ist entscheidend - in der An­
erkennung der vollen Gültigkeit des Übergangsprogramms 
von Trotzki als dem revolutionären Programm der Epoche 
des imperialistischen Verfalls. Die Verschmelzung der beiden 
Organisationen fand ihren Ausdruck in der Integration füh­
render Kader der TF in leitende Funktionen der TLD. Diese 
Fusion stellt eine wesentliche Stärkung der TLD, Sektion der 
internationalen Spartacist Tendenz, in ihrem Kampf fur die 
Verankerung des authentischen Trotzkismus in Deutschland 
dar. 

Spartacusbund verleiht "kleinbürgerlichen 
Forderungen" Übergangscharakter 

Die Bedeutung des politischen Kampfes der TF - und ihres 
Ausschlusses als Meilenstein der Degeneration des Spartacus­
bundes - wurde durch den eklatanten Rechtsruck, der sich 
in den beiden letzten Ausgaben seines Zentralorgans offenbart, 
unterstrichen. Mit der Herausgabe von Spartacus 34 (20. Fe­
bruar) und Spartacus 35 (25. März) nimmt der Spartacusbund 
politische Positionen ein, die sich in keiner Weise wesentlich 
von denen des Hauptstroms des VS um Ernest Mandel unter­
scheiden. In keiner zentralen Frage des Marxismus steht der 
Spartacusbund noch links von der Internationalen Mehrheits" 
tendenz des VS, und in manchen Fragen überholt er sie sogar 
von rechts. 

In der Frage des Programms wurde diese Wende auf einen 
theoretischen Nenner gebracht. Im zentralen "Aufruf des 
Spartacusbundes zum 1. Mäi" (Spartacus 35) heißt es: "Immer 
deutlicher erweist sich, daß jede ernsthafte Forderung des 
Proletariats und auch jede fortschrittliche Forderung des 

Kleinbürgertums unausweichlich über die Grenzen des kapi­
talistischen Eigentums und des bürgerlichen Staates hinaus­
führt." Für den Spartacusbund hat jetzt jede "ernsthafte" 
proletarische wie "fortschrittliche" kleinbürgerliche Forde­
rung schlicht und einfach den Charakter einer Übergangsfor­
derung. Kommunisten wissen jedoch spätestens seit Lenins 
Was Tun, daß es einen "proletarischen" Ökonomismus gibt, 
der, organisch aus den "ernsthaften" Kämpfen des Proleta­
riats erwachsend, jedoch nur ein Mittel zur Erkämpfung 
besserer Bedingungen zum Verkauf der Ware Arbeitskraft 
darstellt, nicht aber "unausweichlich über die Grenzen des 
kapitalistischen Eigentums und des bürgerlichen Staates hin­
ausführt." Die Organisierung der Arbeiterklasse fur die Erobe­
rung der Macht muß auf der Basis kommunistischer Forde­
rungen erfolgen - die durch die proletarische Avantgarde von 
außen in die Klasse hineingetragen werden müssen. 

Während der erste Teil dieser Spartacusbund-Formulie-
rung ökonomistischen und ökonomischen Forderungen eine 
systemsprengende "Dynamik" verleiht, überträgt der zweite 
Teil diese Automatik auf Forderungen, die einen nichtproleta­
rischen und zuweilen direkt antiproletarischen Charakter haben. 

Auf seiner 5. Bundeskonferenz gab der Spartacusbund vor, 
mit·seiner traditione~en Politik der "agitatorischen Aufsplit­
terung" des Übergangsprogramms, der ,;prinzipienlose(n) 
Blockbildung und programmatische(n) Kapitulation" gebro­
chen zu haben. Er schrieb: 

"Kommunisten vertreten zu jedem Zeitpunkt und an je­
dem Ort die historischen Aufgaben des Proletariats gegen 
alle partikularen Interessen, unter Umständen auch ohne 
oder gegen große Teile der Arbeiterklasse und ihrer Orga­
nisationen." (Spartacus 19, August 1975). 

Wäre diese Selbstkritik der Politik "unterhalb der Ebene 
des Übergangsprogramms" ernst gemeint gewesen, hätte sie 
zur internen Differenzierung und letztlich zur Fusion der 
subjektiv revolutionären Elemente des Spartacusbundes mit 
der TLD fuhren mi,issen. Die TLD hatte den Spartacusburid 
mit ihrem Diskussionsangebot vom August 1975 genau an 
diesem Anspruch gepackt. Es war zu prüfen, ob sich eine Ba­
sis fur Fusionsverhandlungen entwickelt hatte (Kommunisti­
sche Korrespondenz Nr. 11, November 1975). Da sich dieser 
neue Anspruch auf Orthodoxie jedoch nur als Resultat einer 
zeitweiligen Kapitulation vor dem Druck der TLD!iST erwies 
und keinen wirklichen Bruch mit der zentristischen Vergangen­
heit darstellte, war ein neuer Rechtsruck unausbleiblich. Der 
Spartacusbund hat jetzt diesen Rechtsruck vollzogen, der sich 
im Hochjubeln des "Partikularismus" nicht nur rückständiger 
proletarischer, sondern auch kleinbürgerlicher Bewegungen 
gegen die historischen Interessen der Arbeiterklasse ausdrückt. 
Die Unterzeichnung eines 1. Mai-Aufrufes durch den Berliner 
Spartacusbund, der sich nicht nur generell gegen den Bau von 
Kernkraftwerken, sondern auch gegen Kohlekraftwerke rich­
tet, beweist nur, daß der Spartacusbund bereit ist, auch 
hinter reaktionären, kleinbürgerlich-utopischen Bewegun-
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gen nachzutraben - sofern sie nur populär sind ("Für einen 
klassenkämpferischen 1. Mai", Flugblatt der 1. Mai-Initiative, 
Berlin). Kommunisten sind Volkstribune, wie Lenin bemerkte. 
Wir kämpfen für die Rechte aller vom Kapitalismus unter­
drückten Schichten. Aber Kommunisten sind proletarische 
Volkstribune, die wissen, daß nur das Proletariat unter der 
Führung seiner mit dem revolutionären Programm bewaffne­
ten Avantgarde den Weg zur sozialistischen Gesellschaft, die 
jegliche Unterdrückung aufheben wird, bahnen kann. Deswe­
gen kämpft die revolutionäre Partei auf dem Weg zur proleta­
rischen Revolution unerbittlich um die organisatorische und 
politische Hegemonie der proletarischen Avantgardepartei. 
"Die Krise der Menschheit ist die Krise der proletarischen 
Führung" (Trotzki). Das neue Programmverständnis des 
Spartacusbundes ist nur ein Vorwand, um jeder nichtkommu­
nistischen "fortschrittlichen" Strömung oder Bewegung inner­
halb oder außerhalb der Arbeiterbewegung hinterherhinken 
zu können. 

Der Spartacusbund entdeckt die Studentenbewegung: 
Zurück zur "Dialektik der Interventionssektoren"! 

In Spartacus 35 erschien das bisher markanteste Beispiel 
der programmatischen Wende des Spartacusbundes: Er preist 
die "Autonomie der Studentenbewegung" und die "Rote Uni­
versität" durch die kommentarlose Übernahme eines Artikels 
der Lega Communista. Studenten sind eine hauptsächlich aus 
dem Kleinbürgertum stammende Schicht von Menschen, die 
in ihrer Rolle als Studierende noch nicht in den kapitalistischen 
Produktionsprozeß integriert sind. Studenten sind oft offen 
fur "neue" Ideen, weil ihr Klassenstandpunkt in der Produk­
tion noch nicht geklärt ist, und sie die Muße zur geistigen Be­
schäftigung haben. Kommunisten versuchen Studenten indi­
viduell von ihrer klassenmäßigen Herkunft und wahrschein­
lichen Zukunft im Kleinbürgertum oder in der Bourgeoisie zu 
brechen, um sie als Berufsrevolutionäre für das revolutionäre 

Programm und für die revolutionäre Partei zu gewinnen. Aber 
Studenten können ebenso von faschistischen oder anderen 
reaktionären Bewegungen rekrutiert werden: So erfolgte in 
Italien in den 20er wie in Deutschland in den 30er Jahren 
eine scharfe Polarisierung zwischen kommunistischen und 
faschistischen Studenten. Die Parole der demonstrierenden 
Studenten in Rom: "In Chile die Panzer, in Italien die Ge­
werkschaften", (kommentarlos in Spartacus 35 abgedruckt), 
ist zwar ein Ausdruck der Wut linker Studenten gegen die 
Wasserträgertätigkeit der Kommunistischen Partei Italiens 
(PCI) für die italienische Bourgeoisie, gleichzeitig aber ein 
Zeichen des kleinbürgerlichen politischen Bewußtseins der 
"autonomen Studentenbewegung". Die Gleichstellung der 
reformistischen Arbeitermassenorganisationen mit Pinochets 
Panzern wird schlichtweg zum Verbrechen. 

Die Übernahme der Losung der "Roten Universität", 
einer Parole des mandelistischen Revisionismus nach 1968, 
ist vielleicht der augenfälligste Bruch, den der Spartacusbund 
mit seiner eigenen Vergangenheit je gemacht hat. Die Tren­
nung der Internationalen Kommunisten Deutschlands (IKD) 
und der Kommunistischen Jugendorganisation Spartacus (KJO 
Spartacus) vom VS schlug sich bald politisch in einer impres­
sionistischen workeristischen Opposition dieser Organisatio­
nen zur kleinbürgerlichen "Dialektik der Interventionssek­
toren" Ernest Mandels nieder. Dieser Arbeiterfetischismus, 
der von einem gewissen linken Impuls ausging, machte den 
Hauptunterschied zwischen der KJO Spartacus, später auch 
der Spartacus Bolschewiki-Leninisten (BL) sowie dem Spar­
tacusbund auf der einen und dem VS auf der anderen Seite 
aus. Der eklatante Charakter dieses Umschwungs vom Ab­
stentionismus gegenüber der Studentenbewegung zur Nach­
trab politik (zwei Monate nachdem der Spartacusbund den 
Streik an den Berliner Hochschulen gegen die Berufsverbote 
ignorierte und sogar eine Streikpostenlinie der TLD über­
querte), ist mir einem anderen Purzelbaum in der bunt­
scheckigen Geschichte dieser Tendenz vergleichbar: dem 
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1973 erfolgten Eintritt der traditionellen Führung von 
IKD/KJO in die stets als rein bürgerlich charakterisierte SPD. 

Der Spartacusbund tritt für die Autonomie der 
Frauenbewegung vom Leninismus ein 

War die abstentionistische Haltung zur kommunistischen 
Arbeit unter den Studenten eine der hervorstechendsten poli­
tischen Prinzipien des Spartacusbundes und seiner Vorläufer, 
so bedeutete die Ignorierung der besonderen Unterdrückung 
der Frau eine fast ebenso durchgehende Erscheinung. Ein Ver­
treter des Berliner Komitees (Vorläuferorganisation der TLD) 
erntete auf der Gründungskonferenz des Spartacusbundes im 
Februar 1974 nur Gelächter, als er die unernsthafte Haltung 
von BL und KJO zu dieser Frage kritisierte (siehe zur Frauen­
frage: Kommunistische Korrespondenz Nr. 2, April 1974). 

Doch jetzt hat der Spartacusbund dank des Genossen 
Roberto den "objektivantikapitalistischen" Charakter der 
Frauenbewegung entdeckt, "so reaktionär die Vorstellungen 
einzelner ihrer Vertreterinnen auch sein mögen ... " (Sparta­
cus 34), und befürwortet die organisatorische Unabhängig-
keit der Frauenbewegung von der leninistischen Avantgarde. 
Die mühsame Aufgabe, gegen diese Spaltung des Proletariats 
durch Beflirwortung von "Nebenavantgarden" zu polemisieren, 
bleibt uns nur deshalb erspart, weil es eine mit uns engstens 
verbundene Genossin bereits vor mehr als 55 Jahren getan 
hat. 

"Die Ziele und die Aufgaben dessen, was man kommu­
nistische Frauenbewegung nennt, sind durch die Ziele, 
durch die Aufgaben, durch die Grundsätze und die Tak­
tik der Dritten Internationale gegeben, zu der zu gehören, 
wir stolz sind ... 
Genossinnen und Genossen! Die Konferenz war bei der 
Erörterung dieser Frage und bei der Beschlußfassung da­
rüber von einem obersten Grundsatz geleitet. Es gibt kei­
ne besondere kommunistische Frauenorganisation. Es 
gibt nur eine Bewegung, es gibt nur eine Organisation der 
Kommunistinnen innerhalb der Kommunistischen Partei 
zusammen mit den Kommunisten. Die Aufgaben und 
Ziele der Kommunisten sind unsere Aufgaben, unsere 
Ziele. Keine Sonderbündelei, keine Eigenbrödelei, die 
irgendwie geeignet wäre, die revolutionären Kräfte zu 
zersplittern und abzulenken von ihren großen Zielen 
der Eroberung der politischen Macht durch das Prole­
tariat und dem Aufbau der kommunistischen Gesell­
schaft. Die kommunistische Frauenbewegung bedeutet 
nichts anderes als die planmäßige Verteilung, planmä­
ßige Organisierung der Kräfte, sowohl der Frauen, wie 
der Männer, in der Kommunistischen Partei, um die 
breitesten Frauenmassen für den revolutionären Klassen-

Vorwärts 
zur 6.BK 
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kampf des Proletariats, für den Kampf zur Niederzwin­
gung des Kapitalismus und den kommunistischen Auf­
bau zu gewinnen." (Klara Zetkin, Protokoll des III Welt­
kongresses der Kommunistischen Internationale, 1921, 
S.915/16). 

Die TLD/iST, in dieser Tradition stehend, hat lange schon 
erkannt, daß die Unterdrückung der Frau besondere Organe 
erfordert, "um an die Frauenmassen heranzukommen und 
sie als Kommunisten zu sammeln und zu erziehen". Aber 
solche Arme der Partei, wie die seit 1972 bestehende Frauen­
kommission des ZK der SL/USA, die auch vierteljährlich die 
Zeitschrift Women and Revolution veröffentlicht, haben mit 
der "Eigenbrödelei" einer "autonomen" Frauenbewegung 
nichts gemeinsam. Die kleinbürgerlich/bürgerliche Frauenbe­
wegung muß durch die Intervention der Kommunisten auf 
der Basis des revolutionären Programms polarisiert werden, 
um jene Kräfte, die für die einzig realistische Perspektive, 
die Befreiung der Frau durch die proletarische Revolution, 
offen sind, zu gewinnen. Der Föderalismus/Sektoralismus 
des Spartacusbundes ist nicht qualitativ von der Haltung des 
jüdischen "Bundes" zu unterscheiden, wie sie von Lenin 
auf dem 2. Parteitag der SDAPR bekämpft wurde. 

"Reformiert" der Spartacusbund das 
Vereinigte Sekretariat oder ist es umgekehrt? 

Immerhin gibt es schon eine internationale Organisation, die 
diese "neuen" Positionen des Spartacusbundes vertritt und 
ca. 50 mal so groß wie die "Notwendige Internationale Ini­
tiative" ist: das Vereinigte Sekretariat von Hansen/Mandel/ 
Frank. Trotz der Fraktionierungen innerhalb dieses größeren 
internationalen verrotteten Blockes besteht eine grundsätz­
liche übereinstimmung gerade in der Befürwortung von 
"Sonderbündelei" und "Eigenbrödelei". Am weitesten hat 
bisher die reformistische Socialist Workers Party (SWP) 
diese Liquidierung der Partei mit ihrer Forderung nach 
drei "Avantgardeparteien" getrieben: eine leninistische 
Partei - die SWP, eine "Labour"Partei und eine "Partei 
der Schwarzen". Peter Camejo, der Präsidentschaftskandi­
dat der SWP bei den jüngsten Wahlen in den USA, kokettierte 
vor einigen Jahren sogar mit der Idee einer "Frauenpartei". 

Deswegen ist es nur folgerichtig, daß diese politische Wen- . 
dung des Spartacusbundes mit einer neuen Position zum 
Vereinigten Sekretariat einhergeht - mit der Position der 
Reformierbarkeit dieses zerspaltenen reformistisch/zen­
tristischen Blockes. Vertrat noch die 5. Bundeskonferenz 
des Spartacusbundes explizit die Position, daß zentristische 
Organisationen Barrieren sind, die auf dem Weg der Revolu­
tionierung der Arbeiterklasse "zerschlagen" werden müssen, 

Spartacusbund auf den 
Spuren des VS. "Rouge"­
Karikatur, abgedruckt 
im internen Bulletin 
des Spartacusbundes (lT). 
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so heißt es jetzt im "Bericht des Politischen Büros" zur 6. 
Bundeskonferenz, abgedruckt in Spartacus 34: 

"Die generelle politische Orientierung der revolutionären 
Marxisten gegenüber dem ,Zentrismus sui generis' (dem 
VS) muß - wie gegenüber jedem Zentrismus - in dem 
Versuch bestehen, ihn zu ,reformieren' d. h. ihn für den 
revolutionären Marxismus zu ge~innen". 

Die Bedeutung dieses Rechtsrutsches wird aber erst klar 
durch die Analyse der Organisationen, die vom Spartacus­
bund für "zentristisch" gehalten werden. Als "zentristisch 
sui generis" und folglich nach Roberto besonders leicht zu 
reformieren, gilt so die amerikanische Socialist Workers Party, 
die gegen linke Antifaschisten für das Rederecht von Fa­
schisten kämpft und die imperialistische Armee der Vereinig­
ten Staaten auffordert, die Stadt Boston zu besetzen, um 
die Rassenintegration "voranzutreiben". Aber nicht nur diese 
amerikanische Möchtegernsozialdemokratie, sondern auch der 
KBW und KB wurden vom Spartacusbund als zentristisch 
charakterisiert. Der Spartacusbund wird sich seine Zähne 
ausbeißen bei dem Versuch, solche Organisationen zu "re­
formieren" . 

Viel eher scheint die Internationale Mehrheitstendenz 
(IMT) von Mandel!Maitan!Frank dabei zu sein, den Sparta­
cusbund zu "reformieren" als umgekehrt. Die Hauptsektionen 
der IMT, die französische LCR und die englische IMG, haben 
mehr als ein Vierteljahrhundert antitrotzkistischer Politik 
hinter sich. Ihre Kadererziehung ist eine Erziehung des 
Zynismus und der Anbetung von Ersatzavantgarden. Obwohl 
ausnahmsweise eine sich nach links entwickelnde zentristi­
sche Organisation in einer Periode scharfer Klassenpolarisie­
rung und unter dem Einfluß einer revolutionären Organisa­
tion - um den Preis von Verlusten aus dem rechten Flügel 
und scharfen Brüchen mit ihrer alten Politik - den Weg zur 
revolutionären Politik finden kann, hat eine solche Mög­
lichkeit mit der Realität des VS nichts zu tun. In einer 
Periode von verschärften Klassenauseinandersetzungen, be­
sonders im Süden Europas, die der Frage der Volksfront 
neue Brisanz verliehen hat, ist die IMT nach rechts abge­
wandert. In Spanien hat die IMT-Sektion LCR in dem 
Kommunique von Barcelona (30. Januar 1977) gemeinsam 
mit spanischen Monarchisten Attentate gegen francoistische 
Polizisten verurteilt und den francoistischen Staat aufge­
fordert, Maßnahmen gegen "faschistische und parapolizei­
liche Organisationen" durchzuführen (Workers Vanguard 
Nr. 143,4. Februar). In Frankreich gab die LCR, die Parade­
sektion der IMT, der Volksfront einschließlich den bürger­
lichen Linken Radikalen kritische Wahlunterstützung und 
dies sowohl bei den Präsidentschaftswahlen 1973 wie bei 
den jüngsten Gemeindewahlen (Workers Vanguard Nr. 148, 
11. März). 

Vergewaltigung der Mitgliedschaft 

Allen neuen Positionen des Spartacusbundes ist gemeinsam, 
daß sie nicht von der 6. Bundeskonferenz abgestimmt wurden. 
Im Hauptdokument der 6. Bundeskonferenz: "Die Krise der 
proletarischen Führung und die Notwendigkeit des Wieder­
aufbaus der Vierten Internationale" war die Position der Re­
formierbarkeit des VS noch nicht enthalten. Die Positionen 
zur Frauenfrage und zur Studentenarbeit wurden vor der 
Konferenz national überhaupt nicht diskutiert. Sie standen 
auch nicht auf der Tagesordnung der 6. Bundeskonferenz. 
Die formalen Dokumente sind immer "linker" als die eigent­
liche Praxis - dies ist typisch für sich nach rechts entwickeln­
de Organisationen. In diesem Fall kann man jedoch nur von 
offenem Betrug an der eigenen Mitgliedschaft sprechen. Die 
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6. Bundeskonferenz entschied, daß das Programm des Trotz­
kismus zu Anfang des 11. Weltkrieges zerstört worden sei. 
Eigentlich hätte die Konsequenz dieses Beschlusses 'die Aut­
lösung des Spartacusbundes als einer vorgeblich demokratisch­
zentralistischen Organisation sein müssen. Disziplin ohne 
Programm kann nur bürokratische Willkür sein! Drei Mo-
nate später hat der Spartacusbund ein neues Programm-
von keiner Konferenz beschlossen, sondern von einer Clique, 
die auf der Grundlage der Nichtexistenz des Programms ge­
wählt worden ist. Dieses Programm ist eine Aneinander­
reihung von ökonomistischen und kleinbürgerlichen F orde­
rungen (anti-KKW, pro autonome Studenten- und Frauen­
bewegung), die angeblich "unausweichlich über die Gren-
zen des kapitalistischen Eigentums und des bürgerlichen 
Staates hinausführen", tatsächlich aber nur noch tiefer in 
den Sumpf führen. Diese Vergewaltigung der eigenen Mit­
gliedschaft ist ein erneutes Indiz des bürokratischen Charak­
ters einer Organisation, die in drei Jahren drei Mal linke 
Oppositionelle bürokratisch ausgeschlossen hat (siehe 
Kommunistische Korrespondenz Nr. 4 und Nr. 8). 

Der Kontrast zwischen der prinzipiellen Fusion von TLD 
und TF einerseits und dem Rechtsruck des Spartacusbundes 
andererseits ist eine erneute Bestätigung der revolutionären 
Umgruppierung: nicht opportunistische Blockpolitik, sondern 
im Gegenteil Spaltungen und Fusionen im Kampf für die 
Aufrechterhaltung und Durchsetzung des revolutionären 
Ühergangsprogramms als Taktik zum Aufbau der revolutio­
nären Partei. Die Trotzkistische Fraktion wird nicht die 
letzte Gruppierung von Genossen sein, die sich ihren Weg 
aus dem pabloistischen Sumpf der IMT und NIl zum revo­
lutionären Trotzkismus der TLD!iST erkämpfen wird. 
Vorwärts zur Wiedergeburt der Vierten Internationale! 

Kritik des 
Sparlacusbund -Revisionismus 

Folgende Auseinandersetzungen mit der zentristi­
schen Politik des Spartacusbundes finden sich in neu· 
eren Ausgaben der Kommunistischen Korrespondenz: 

Nr. 9 "Internationalismus" des Spartacusbun­
des. Polemik gegen Positionen des Spar­
tacusbundes zu Portugal 

Nr. 11 Revolutionäre Umgruppierung gegen 
zentristische Haltlosigkeit. Portugal: der 
Spartacusbund am Scheideweg 

Nr. 14 Die antidogmatischen Zentristen der italie­
nischen FMR: Die politischen Grundlagen 
vom internationalen Blockpartner des 
Spartacusbundes, Triebfeder der "notwen­
digen internationalen Initiative" 

Nr. 16 Blockpolitik des Spartacusbundes: Propa­
gandablock oder Einheitsfront zur Befreiung 
der gefangenen angolanischen Genossen 

Nr. 17 Vom Zentrismus zum Bolschewismus: 
Trotzkistische Fraktion aus dem Sparta­
cusbu nd ausgeschlossen 

Eine Zusammenstellung dieser fünf Ausgaben der Kom­
munistischen Korrespondenz, ergänzt mit einigen Flug­
blättern, in denen wir gegen den Spartacusbund pole­
misieren, kann zum Preis von 4,-- DM bestellt werden. 
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Arbeiterbewegung und Kernenergie 
Seit dem arabischen Ölembargo 1973-74 und der darauffol­
genden Vervierfachung des Erdölpreises haben fast alle wich­
tigen Länder begonnen, ein ehrgeiziges Programm zu entwik­
keIn, um die Elektrizitätserzeugung mittels Kernspaltungs­
reaktoren zu steigern. So sah die amerikanische Atomener­
giekommission (AEC) 1974 eine 12- bis 15-fache Steige­
rung der nuklearen Elektrizitätserzeugungsleistung bis 1985 
vor und eine zusätzliche drei- bis vierfache Steigerung bis 
zum Jahre 2 000. Frankreich und Japan gehen von der Er­
wartung aus, daß die Leistung alle zwei Jahre verdoppelt 
werden kann. 

Diese Programme haben weitverbreitete Kontroversen 
hervorgerufen und den Grundstein ftir eine Opposition ge­
legt, die von einem neo-malthusianischen Pessimismus und 
bäuerlichen Konservatismus bis zu nüchternen Zweifeln an 
der Sicherheit der Kernspaltungsreaktoren reicht. In West­
deutschland sind Atomkraftwerksanlagen gestürmt und 
Testbohrungen für Atommüllagerplätze durch Atomgegner 
zum Stillstand gebracht worden. In Schweden wurde das 
Atomenergieprogramm der sozialdemokratischen Regierung 

von Jeff Maxwell 
in den letzten Tagen der nationalen Wahlkampagne im Sep­
tember letzten Jahres zu dem Thema und war ein wichti­
ger Faktor beim Sturz des Kabinetts Palme. 

In den Vereinigten Staaten brachte im letzten Jahr eine 
von den Bauarbeitergewerkschaften stark unterstützte, gut 
fmanzierte Kampagne der Atomenergielobby Initiativen, die 
insgesamt sechs Bundesstaaten umfaßten und die den Ver­
such unternommen hatten, eine schärfere Kontrolle über 
den Bau von Atomkraftwerken zu erwirken, eine Niederlage 
bei. Sicherlich vollzieht sich die Spaltung über die Kernkraft­
frage nicht einfach entlang der Klassenlinie oder entlang po-

litischer Linien. In Europa hat die Opposition zur Kernener­
gie ihren Ursprung in so verschiedenartigen Quellen wie der 
norwegischen Regierung, der holländischen Arbeiterpartei, 
der schwedischen Zentrumspartei, westdeutschen Maoisten 
und vorgeblichen Trotzkisten, der britischen Königlichen 
Kommission für Umweltverschmutzung und dem konserva­
tiven Economist. 

Als Marxisten unterstützen wir im allgemeinen die Ein­
führung neuer Technologien energisch, einschließlich der 
Entwicklung, dem Bau und Betrieb von Kernspaltungsreak­
toren. Zweifellos haben Verfechter einer auf materiellen 
Überfluß basierenden sozialistischen Gesellschaft in dieser 
Frage eine völlig andere Auffassung als ökologistische Tag­
träumer, die im Grunde zu einer vorindustriellen Gesell­
schaft zurückkehren wollen. Gleichzeitig weisen wir darauf 
hin, daß die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit der Kernener­
gie nur im Rahmen einer internationalen sozialistischen Plan­
wirtschaft beurteilt werden kann. 

Es gibt reale Sicherheitsprobleme in Verbindung mit 
Kernreaktoren. Wie überall in der Industrie verlangen wir 
die gewerkschaftliche Kontrolle über die Arbeitsbedingun­
gen, und da, wo eine besondere Gefahr vorliegt, fordern wir 
Aktionen zur Schließung der gef<ihrlichen Anlagen. Aber 
darüberhinaus haben wir kein besonderes Interesse daran zu 
bestimmen, wie die Bourgeoisie ihren Energiebedarf deckt. 
Diejenigen, die annehmen, daß "eine breite öffentliche Dis­
kussion" im Rahmen der kapitalistischen Herrschaft diese 
Frage zufriedenstellend lösen :wird, machen sich der Ver­
breitung der schlimmsten utopischen, reaktionären und pa­
zifistischen Illusionen schuldig. 

Warum Kernenergie? 

Als Reaktion auf ihre klar erkannten wirtschaftlichen 
und militärischen Bedürfnisse haben die verschiedenen Bour­
geoisien mit Kernreaktorprogrammen begonnen. Ihre Bemü-
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hungen zur Energiebeschaffung sind trotz der Propaganda­
trommel, die man für Nixons großartiges "Projekt Unab­
hängigkeit" gerührt hat, ganz klar fehlgeschlagen. Die ame­
rikanischen Importe an Erdöl sind seit 1973 gestiegen. 

Es ist eine Binsenweisheit, daß das Erdöl nicht bis in alle 
Ewigkeit so reichlich wie bisher fließen wird. Angesichts des 
gegenwärtigen Ausmaßes des Verbrauchs sagen eine Reihe 
von Experten voraus, daß der Vorrat an Rohgas und öl im 
nächsten Jahrhundert fast erschöpft sein wird (solche Vor­
hersagen sollte man mit äußerster Vorsicht genießen, da 
neue Reserven immer dann auftauchen, wenn die Aussicht 
auf Profit besteht). In jedem Fall hat die imperialistischen 
Herrscher die Perspektive eines plötzlichen Rückgangs von 
importierten Erdölvorräten - eine äußerst reale Perspektive 
angesichts einer erneuten Intensivierung innerimperialisti­
scher Rivalität - viel unmittelbarer beunruhigt. 

Bei den Westmächten entspringt die Hinwendung zur 
Kernenergie der wirtschaftlichen Konkurrenz und ist letzt­
endlich Teil einer Tendenz hin zur wirtschaftlichen Autar­
kie auf dem Weg zu einem neuen imperialistischen Krieg. 
Für kleinere und wirtschaftlich rückständigere kapitalisti­
sche Nationen sind die Bemühungen, sich die Kernspaltungs­
technologie zu sichern, eine einfache Widerspiegelung des 
Wunsches, alles Nötige zum Bau von Kernwaffen zu erhal­
ten. Israel, Südafrika und Indien sind typische Beispiele. 

Sicherlich sind die auf dem Stand der gegenwärtigen 
Technologie entwickelten Kernreaktoren nur eine Antwort 
auf die unmittelbare Situation, bieten aber keine Lösung für 
die allmähliche Erschöpfung der fossilen Brennstoffe. Beim 
herkömmlichen Reaktor ist der Verbrauch des Brennmateri­
als sehr unökonomisch, da nur 0,5 Prozent der gespeicher­
ten Energie freigesetzt wird, und er ist deshalb weit davon 
entfernt, der "letzte" Generator zu sein. Es gibt schon jetzt 
"Vorhersagen", wonach hochprozentige Uranerzreserven bis 
zum Ende des Jahrhunderts in Brennern aufgebraucht sein 
werden. Im Kapitalismus kann sich das Drama der Ölkrise 
durchaus im Bereich der Kernenergie wiederholen, sogar mit 
den gleichen Akteuren: die Hälfte aller amerikanischen 
Uranreserven gehört den Ölmonopolen. 

Derartige Visionen zukünftiger Engpässe sind nicht sehr 
appetitlich für den Rest der Bourgeoisie. Dies hat zu Vor­
schlägen für die Umwandlung in eine ,'plutoniumwirtschaft" 
geführt, zuerst über die Rückführung von spaltbarem Pluto­
niumabfall, der in Uranbrennern erzeugt wird, gefolgt von 
der Entwicklung von "Brut"reaktoren, die nicht spaltbares 
U-238 in Plutonium umwandeln und mehr Brennstoff pro­
duzieren, als sie selbst verbrauchen. Der Energiegewinn ge­
genüber den auf gegenwärtiger Technologie basierenden 
Brennern könnte damit bei gleicher Brennstoffmenge hun­
dertmal größer sein. Darüberhinaus könnte die potentiell 
verfUgbare Energie insgesamt um viele Größenordnungen 
gesteigert werden, weil in Brutreaktoren geringer angerei­
cherte Reserven verwendet werden können, möglicherweise 
einschließlich einfachen Gesteins (das Uran, das man zu 
99,3 Prozent in der Natur findet, ist U-238, und Spuren da­
von sind überall in der Erdkruste vorhanden). 

Wer sind die nuklearen Terroristen? 

Das Gespenst einer Plutoniumwirtschaft stellt den pri­
mären Katalysator fUr eine gewisse Besorgnis in Kreisen der 
Bourgeoisie und des technischen Establishments dar, die 
mit Programmen fUr die Umstellung auf Kernenergie be­
faßt sind. Der immer wiederkehrende Refrain ist der "fau­
stische Handel" des Physikers Alvin Weinberg: Energie auf 
Kosten des überlebens der Arten. Da der Löwenanteil aller 
Ausgaben für die Energieforschung in den USA kürzlich in 
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die Entwicklung eines Brutreaktors gesteckt wurde, der 
mit Flüssigmetall gekühlt wird, sind Kritiker darüber besorgt, 
daß ein "nicht wieder rückgängig zu machendes Engage­
ment" einer sorgfältigen Einschätzung der Risiken zuvor­
kommt. 

Plutonium ist ein hochwertiges Material für Waffen. Die 
Bourgeoisie und ihr technisch-wissenschaftliches Establish­
ment befiirchten, daß die Notwendigkeit der Wiederaufbe­
reitung, Lagerung und des Transports von Plutonium die 
Möglichkeit nuklearer Erpressung durch eine "Terroristen"­
gruppe eröffnet, die im Besitz der Atombombe ist. Diese 
Furcht kommt in der offIziellen Politik durch die Ankündi­
gung der Atomaufsichtsbehörde (NRC - Nachfolgeorganisa­
tion der AEC) zum Ausdruck, neue Sicherheitsrnaßnahmen 
in Atomanlagen einzuführen, einschließlich der Ausstattung 
des Wachpersonals mit halbautomatischen Gewehren und ei­
ner "allumfassenden Untersuchung des Vorlebens" der An­
gestellten der Anlage. 

Zusätzlich befiirchten dieselben Kreise, daß der Export 
von Spaltmaterial, Wiederaufbereitungs- oder Anreiche­
rungsanlagen dazu führt, daß alles zur Produktion von Kern­
waffen Notwendige in die ehemaligen Kolonialländer ge­
langt. Das kürzlich von den USA erhobene Geschrei über 
den Verkauf solcher Anlagen von Frankreich an Pakistan 
widerspiegelt den wirkungslos gebliebenen Versuch des ame­
rikanischen Imperialismus, das beinahe ausschließliche Mo­
nopol der imperialistischen Mächte über den nuklearen Ter­
ror aufrechtzuerhalten. Ein reuiger Giscard hat Verfehlun­
gen dieser Art fiir die Zukunft abgeschworen. 

Die Befiirchtungen bürgerlicher Kritiker und der Schüler 
des "Manhattan-Projekts", daß die Umstellung auf plu to­
niumbetriebene Reaktoren zu einer Verbreitung von Atom­
waffen führen könnte, ist reine Heuchelei, insofern als die 
Imperialisten selbst die größten ,,Händler des Todes" sind. 
Eines der unmittelbarsten Resultate aus den in die Höhe 
schießenden Einkünften der Ölpotentaten des Nahen 

~~, 
Brennelemente eines Reaktors 
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Raketenschacht eines 
amerikanischen Atom­
U-Boots. Gegen die 
Atomwaffen des 
Imperialismus demon­
strieren die kleinbürger­
lichen AKW-Gegner 
nicht. 

Ostens ist seit 1973 eine Mammuteinfuhr von hochentwik­
kelten westlichen Waffen in dieses Gebiet. Und man sollte 
nicht vergessen, daß es Frankreich und die BRD waren, die 
Südafrika, Brasilien und Israel mit nuklearem Potential ver­
sorgten. 

Einer der Hauptkritiker, die von "nuklearer Erpressung" 
sprechen, und die gegen die Verbreitung von Atomenergie 
sind, ist Theodore Taylor, ein fuhrender amerikanischer Waf­
fenkonstrukteur der 50er Jahre. Er ist von der Vorstellung -
besessen, daß Terroristen Plutonium entwenden könnten, 
um es zur Erpressung der westlichen "Demokratien" zu 
schändlichen Zwecken zu mißbrauchen (Taylor zitiert den 
Fall eines dreizehnjährigen Jungen, der behauptete, eine 
Atombombe gebaut zu haben. Er hatte eine gen aue Zeich­
nung angefertigt, um seine Geschichte zu untermauern und 
drohte, Miami in die Luft zu sprengen, wenn die Stadt nicht 
eine Million Dollar zahlen würde). Ein passenderes Objekt 
für Dr. Taylors Besessenheit wären in der Tat die zerstöreri­
schen Fähigkeiten, die auch mit seiner Hilfe der amerikani­
schen Bourgeoisie zugänglich gemacht wurden und die Na­
gasaki mit einer Atombombe in Schutt und Asche legten. 

Die größte überwältigendste atomare Gefahr, mit der die 
Welt konfrontiert ist, rührt nicht von der Existenz von 
Atomkraftwerken her, sondern von der Tatsache, daß die 
imperialistischen Mächte, allen voran die USA, Atomwaf­
fen besitzen. Die Verbreitung von Atomwaffen unter den 
kleineren kapitalistischen Mächten erhöht natürlich die Ge­
fahr, daß diese von desperaten Bourgeoisien in nationalen 
Kriegen angewandt werden. Die Bedrohung fur die interna­
tionale Arbeiterklasse ist offensichtlich. 

Gleichzeitig verteidigen wir ganz entschieden die Not­
wendigkeit einer Atomwaffentechnologie (einschließlich al­
ler notwendigen dazugehörigen Testprogramme) für die So­
wjetunion, China, Vietnam und die anderen deformierten 
Arbeiterstaaten. Die Antwort auf die Gefahren eines Atom­
krieges liegt nicht in imperialistisch-pazifistischen Abkom­
men über die "Nichtverbreitung" von Atomwaffen oder in 
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Testverboten, sondern in der Zerstörung des Kapitalismus 
durch die revolutionäre Aktion des internationalen Proleta­
riats. 

Bürgerl iche Umweltschutzheuchelei 

Die Antiatom"bewegung" entspricht zumindest mit der 
Sorge um Sicherheit der Realität. Angesichts der Bereitwil­
ligkeit, mit der Unternehmen Sparmaßnahmen auf Kosten 
der Sicherheit durchfUhren, um die Profite zu maximieren, 
während "Aufsichts"behörden die Augen vor dieser Tatsa­
che verschließen, ist sicherlich viel mehr Wachsamkeit er­
forderlich, da verheerende nukleare "Unfalle" in jedem Fall 
eintreten werden, und die Unterordnung unter das Profit­
motiv nur dazu fUhrt, die Zahl solcher furchtbaren Zwi­
schenfälle zu erhöhen. 

Aber dennoch bleibt die Antiatombewegung ein libera­
ler, utopischer und heuchlerischer Betrug und ein Ablen­
kungsmanöver, gerade weil sie die reale Gefahr eines Atom­
krieges übersieht. Die Imperialisten halten zehntausende 
von Atomwaffen in ihren Händen; der schwerste Reaktor­
unfall würde im Vergleich zur Explosion einer einzigen die­
ser Atomwaffen in den meisten Fällen eher wie eine kleine­
re Panne aussehen. Die fromme Sorge über die Möglichkeit 
eines schweren Unfalls als Resultat eines Versagens von Re­
aktorsystemen oder Leckagen von Atommüllagern ist eng 
verbunden mit dem rührenden Glauben an den angeblich 
guten Willen eines John F. Kennedy, Lyndon B. Johnson, 
Richard Nixon und seinesgleichen, die gemeinsam die Ver­
antwortung für das Abschlachten von Millionen Menschen 
in Südostasien tragen. 

Die gleiche Heuchelei, wenn auch im kleineren Maßstab, 
offenbart sich in anderen Befürchtungen liberaler Ökologen. 
Ein typischer Fall ist die empörte Opposition in den USA 
gegen das britisch-französische Überschallflugzeug Concorde. 
Sie sei laut und verpeste die Stratosphäre, so werden wir 

Fortgesetzt auf Seite 18 
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Pfaffen, Bauern, Bonzen, Grafen 

Anti-AKW-"Bewegung": Zurück 
zur Natur! 
Pfaffen, Bauern, FDP- und CDU-Bonzen, Ökologisten, 
schleswigholsteinische Sozialdemokraten, Grafen und die 
deutsche "Linke" - seit dem Herbst letzten Jahres mar­
schieren sie gegen die "Teufelswerke" in Brokdorf "und 
anderswo". Ausgehend von berechtigten Sicherheitssorgen 
predigt diese kleinbürgerliche Bewegung die Abschaffung 
aller Atomkraftwerke (AKW) und wendet sich gegen Tech­
nologie überhaupt. Der bundesdeutsche Futurologe Robert 
Jungk sieht bereits den unheilvollen "Atomstaat" herauf­
ziehen. In Deutschland ist die Antiatomhysterie ausge­
brochen. Die "revolutionäre Linke", demoralisiert und 
isoliert von der deutschen Arbeiterklasse, erhebt den von 
ihr mitgetragenen und zum Teil sogar selbst initiierten Pro­
test der reaktionären Bürgerinitiativen zur "Bewegung", 
in der Hoffnung, sie zum Ersatzbetätigungsfeld anstelle 
ihrer erfolglosen Aktivitäten in der Arbeiterklasse machen 
zu können. 

Die bundesdeutsche Bourgeoisie wiederum, in Hin­
blick auf kommende tatsächliche Klassenauseinander­
setzungen mit dem Proletariat, probt den Bürg!!rkrieg. 
Unter dem Vorwand, Demonstrationsteilnehmer vor 
Gewaltanwendung "radikaler Gruppen" zu schützen, mit 
dem Ziel, die "pazifistischen" und die "militanten" Ele­
mente der Bürgerbewegung voneinander zu isolieren, 
wurden zu den Demonstrationen in Brokdorf und schließ­
lich am 19. März in Grohnde tausende von schwerbewaff-

Windmühle 
auf Sylt: 
das Rad 
der 
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neten Polizei- und Bundesgrenzschutzmannschaften, 
weiterhin Einheiten des berüchtigten Mobilen Einsatz­
kommandos (MEK) zusammengezogen und in den Ein­
satz geführt. 

Das Demonstrationsverbot in Brokdorf am 19. Februar 
und die wütende Hetze der bürgerlichen Journaille gegen 
die in den Bürgerinitiativen untergetauchten "revolutio­
nären" Organisationen stehen in engem Zusammenhang 
mit dem Stammheimer Prozeß, jetzt erneut durch Abhör­
aktionen dramatisch zugespitzt, der Aufdeckung der Zu­
sammenarbeit von SA V AK und Verfassungsschu tz und 
Versuchen der Illegalisierung des Kommunistischen Bundes 
Westdeutschlands (KBW). 

Während wir gegen die militärischen Provokationen der 
Bourgeoisie in Brokdorf und Grohnde schärfstens prote­
stieren, unterstützen wir in keiner Weise, weder politisch 
noch organisatorisch, den Kampf gegen die A tomkraft­
werke. Die Anti-AKW-Bewegung stellt weder, wie der KBW 
ständig zu interpretieren bemüht ist, einen Kampf "der 
Volksmassen" gegen den bürgerlichen Staat dar, noch 
kulminiert sie in auch nur entferntester Weise in einer anti­
kapitalistischen "Dynamik", wie die Gruppe Internationale 
Marxisten (GIM) ständig skandiert. Es handelt sich viel­
mehr um eine kleinbürgerlich-utopische reaktionäre Be­
wegung, deren politische Grundlage der Versuch ist, die 
Entwicklung kapitalistischer Technologie an einem be­
stimmten Punkt zu stoppen und rückgängig zu machen. 
Akzeptiert man die Hypothese, daß Kernenergie schlecht­
hin, aufgrund einer ihr immanenten Logik, ijn Wider­
spruch zur Aufrechterhaltung des natürlichen ökologischen 
Gleichgewichts bzw. eminenter Sicherheitsinteressen 
steht, muß man konsequenterweise auch die implizite 
Notwendigkeit anerkennen, gegen alle Errungenschaften 
des technischen Fortschritts Sturm zu laufen. 

Eine erste obskure Variante ist in Westberlin Wirklich­
keit geworden, wo Bürgerinitia~iven den Ball eines Kohle­
kraftwerks im Spandauer Forst zu verhindern suchen (nach 
dem Motto "Kein Kraftwerk an der Oberhavel oder anders­
wo"). Werden demnächst Initiativen entstehen, die einen 
solch rigiden Begriff von Umweltschutz auf die gesamte 
Kohleindustrie (Ruhrgebiet) anwenden oder wegen der 
Seveso-Ereignisse die ganze chemische Industrie vom Pla­
neten verbannen wollen? Nun, die Arbeiterklasse würde 
diese späten Jünger Rousseaus dorthin befördern, wohin 
sie gehören - auf den Misthaufen der Geschichte! 

Wir Kommunisten übernehmen keine Verantwortung 
fur die Lösung der Energieprobleme der Bourgeoisie. Wir 
wissen auch, daß die Bourgeoisie bei den Anlagen der 
Atomindustrie wie in jedem anderen Sektor der Industrie 
nicht auf die Sicherheit der dort Arbeitenden bedacht ist, 
und wir fordern deswegen die gewerkschaftliche Kontrolle 
über die Sicherheitsvorkehrungen. Bei besonders gefähr­
lichen Anlagen treten wir fur deren Schließung ein. 

Aber als Kommunisten stellen wir uns nicht dem tech­
nischen Fortschritt an sich entgegen - die zukünftige 
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sozialistische Gesellschaft kann nur auf materiellem 
überfluß basieren und bedarf daher der Entwicklung 
aller möglichen Technologien. Der Kampf darf sich 
nicht gegen die Atomkraftwerke richten, sondern muß 
gegen diejenigen geführt werden, in deren Besitz sie sich 
befinden. 

So richten sich denn auch Atomwaffen in Händen 
der raubgierigen, imperialistischen Bourgeoisie geg~n die 
Menschheit, in Händen eines Arbeiterstaates sind sie da­
gegen ein notwendiges Verteidigungsinstrument. Das 
Problem reduziert sich auf die Krise der revolutionären 
Führung - der Aufbau der revolutionären trotzkistischen 
Partei als Sektion der wiederzuschaffenden Vierten Interna­
tionale ist die einzig mögliche Lösung. 

Westdeutsche Linke im Schlepptau der 
Ökologisten 

Die Bewegung der Bürgerinitiativen, die sich heute gegen 
die Entwicklung der Atomenergie stellt, um das Rad der 
Geschichte zurückzudrehen, glaubt, innerhalb der 
Grenzen des Kapitalismus diesem vorschreiben zu können, 
was und wie er zu produzieren habe. Ihr hinterher 
trotten fast alle Organisationen der westdeutschen und 
westberliner Linken, die ihre vorgeblich sozialistische 
Perspektive dem Kampf gegen die Technologie unter­
ordnen. 

Am markantesten tritt die pseudotrotzkistische GIM 
hervor, die mit der Begründung, die Einheit einer möglichst 
breiten und umfassenden Bewegung bewerkstelligen zu 
wollen, selbst die Reste ihrer klassenkämpferischen Phraseo­
logie fallengelassen hat. 

So schreibt die GIM: "Etwas mulmig wird es einem ja 
dabei, gemeinsam mit Grafen und Großgrundbesitzern 
das Atomprogramm der Bundesregierung bekämpfen zu 
müssen (und gleichzeitig durch diesen Kampf de facto 
dem Herrn Grafen seinen riesigen Besitz an Grund und 
Boden zu bewahren). Aber das muß man hinnehmen, denn 
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zur Zeit steht noch nicht die Enteignung der Grafen auf 
der Tagesordnung, sondern die Verhinderung einer Wieder­
aufbereitungsanlage in Gorleben und anderswo" (was tun, 
Nr. 148,3. Februar 1977). Sie polemisiert gegen den 
KBW, der eine von vornherein "antikapitalistische" Aus­
richtung fordere. "Würde er damit durchkommen ... so 
würde er die vielen, die sich zunächst längst nicht gegen 
den Kapitalismus insgesamt wenden, wenn sie gegen das 
KKW auftreten, genauso von vornherein ausschließen" 
(was tun, Nr. 137, 16. Dezember 1976). In reine Scharlata­
nerie artet es schließlich aus, wenn die GIM sich gegen die 
Industrialisierung "nördlich und südlich der Unterelbe" 
(was tun, Nr. 132, 11. November 1976) ausspricht. 

Die GIM kapituliert vollständig vor dieser kleinbürger­
lichen Bewegung, degeneriert mithin durch ihren Flirt mit 
Grafen und Großgrundbesitzern zu einer Pressure group 
in innerbürgerlichen Auseinandersetzungen. Würde die 
GIM Hand in Hand mit der Ruhrkohle-AG den Bau von 
Atomkraftwerken bekämpfen? Auf Grund ihres Ansatzes, 
den Kampf gegen das Energieprogramm der Bundesregie­
rung als Priorität der Perspektive der entschädigungslosen 
Enteignung der Energieindustrie entgegenzusetzen, zweifel­
los ja. Jede Methodik, die die Schlagkraft politischer 
Kämpfe in der bloßen Breite sucht, anstatt sie program­
matisch um die Notwendigkeit zu klassenspezifischer 
Konfrontation zu orientieren, muß in Opportunismus 
vor den Interessen der rechtesten einbezogenen Elemente 
enden. Diese Methodik beherrscht die GIM mit Perfek­
tion und verletzt konsequenterweise mit ihrer völlig un­
kritischen Übernahme der Losung "Kein AKW in Brok­
dorf und anderswo" das Prinzip der Verteidigung der 
materiellen Grundlagen der deformierten und degenerier­
ten Arbeiterstaaten, indem sie sich mit den Vaterlands­
verteidigern von KPD und KPD/ML, die die Beseitigung 
der Atomkraftwerke in der DDR fordern, in einen Block 
begibt. Die Kapitulation bei Brokdorf ist ein weiterer 
Meilenstein imZersetzungsprozeß dieser sich nach rechts 
entwickelnden zentristischen Organisation, die unfahig 
ist, auf die wirklich drängenden Fragen revolutionärer Poli­
tik eine Antwort zu geben. 
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Ebenfalls, zwar mit Verspätung, in den Sog der Anti­
AKW-Bewegung geraten ist der Spartacusbund. Begrüßt 
von der wohlwollenden Anerkennung des Kommunistischen 
Bundes (KB) ("Klein aber oho? ", ArbeiterkampfNr. 
100), sieht er die nächste und wichtigste Aufgabe darin, 
eine Diskussion zu forcieren, durch die die Bewegung 
sich selbst politisch bewaffnen soll: " ... politische Klärung 
und Vereinheitlichung beim Kampf gegen das Atom­
energieprogramm der Regierung (sind) zu erreichen" 
(Spartacus-Extra). Nun, dieser inhaltsleere Ratschlag, der 
eher technisch relevant als politisch zugespitzt ist, klam­
mert den Spartacusbund als politischen Faktor aus und 
versetzt ihn bestenfalls in die Funktion eines Korrektivs 
- hat er die kleinbürgerlich utopischen Prämissen der 
Bewegung erst anerkannt, bleibt ihm keine Wahl als das 
Absurdum politischer Klärung zum Zwecke der Verein­
heitlichung dort zu propagieren, wo die Einheit gerade 
auf einem jede politische Klärung ausschließenden Mini­
malkonsens basiert. Aber was stört das den Spartacusbund, 
"erweist" es sich fiir ihn doch "immer deutlicher", daß 
"jede fortschrittlich Forderung des Kleinbürgertums un­
ausweichlich über die Grenzen des kapitalistischen Eigen- , 
turns und des bürgerlichen Staates hinausfUhrt" (Spartacus 
Nr. 35, 25. März)! Auf der Suche nach einer neuen Respek­
tabilität in der Linken geht der Spartacusbund zunehmend 
faule Propagandablöcke mit Kräften wie dem Kommuni­
stischen Bund und der GIM ein (Brokdorf, Russel-Komitee, 
Autonomie der Frauenbewegung) und illustriert auf diese 
Weise seinen politischen Bankrott, seine Unfahigkeit, sich 
als trotzkistischer Klassenpol in der Arbeiterbewegung zu 
profIlieren. 

Die Rolle des KB entspricht seinem Selbstverständnis 
als Koordinator und Souffleur populistischer Massenbe­
wegungen. Konsequenz seiner programmfeindlichen Poli­
tik ist nicht nur seine Unfähigkeit, den Klassencharakter der 
der Anti.AKW-Bewegung überhaupt zu problematisieren, 
geschweige denn eine Antwort zu finden (nach dem Motto: 
Je breiter eine Bewegung, umso richtiger und fortschritt­
licher muß ihr Anliegen sein). Am deutlichsten tritt sein 
analytisches Unvermögen, die Klassenlinie zu ziehen, 
dort hervor, wo er, im Verein mit der KPD und KPD/ML, 
welche von den KB-Kritikastern schon vor geraumer Zeit 
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aus der Arbeiterbewegung "verbannt" wurden, in seiner 
hysterischen Hetze gegen den KBW, diesen als faschisti­
sche und Spitzel organisation denunziert, und somit ob­
jektiv zum Helfershelfer der jüngsten Angriffe der Bour­
geoisie wird. Ohne das blinde Abenteurerturn und den 
politischen Gangsterismus des in rapidem Zerfall begrif­
fenen KBW zu verteidigen, muß diese Organisation den­
noch als Teil der Arbeiterbewegung gegen die Angriffe 
des bürgerlichen Staates verteidigt werden. Die Ant-
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wort der Arbeiterbewegung auf Ankündigungen bürger­
licher Politiker, wie des niedersächsischen Ministerpräsi­
denten Albrecht, untersuchen zu lassen, ob der KBW als 
"Initiator" der gewaltsamen Auseinandersetzungen in 
Grohnde.am 19. März als kriminelle Vereinigung dekla­
riert und verboten werden müsse, kann nur die Bildung 
einer Einheitsfront gegen diesen Schritt zur I1legalisie-
rund einer Organisation der Linken sein. Sollte die GIM, 
sofern sie die Notwendigkeit erkennt, die Arbeiter­
bewegung gegen diese Angriffe zu organisi.eren, auch auf 
die Polizeigewerkschaft zurückgreifen wollen, die sie erst 
kürzlich (in was tun Nr. 131,4. November 1976) als legi­
timen Bestandteil der Arbeiterbewegung und noch relativ 
"linken" Flügel bezeichnet hat, so sei in diesem Zusammen­
hang darauf verwiesen, daß gerade die Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) in den letzten Tagen am schärfsten die 
Forderung nach einem Verbot des KBW und aller 
anderen Organisationen bis zur DKP formuliert hat. Diese 
Henker der Arbeiterbewegung haben nichts in den Gewerk­
schaften zu suchen; als bewaffneter Arm der Bourgeoisie 
stehen sie auf der anderen Seite der Klassenbarrikade! 

Flucht in kleinbürgerlich-utopische Bewegungen, Unter­
tauchen in Propagandablöcken und Sektierertum sind die 
Garantien fiir eine schwerwiegende Niederlage der Arbeiter­
bewegung und öffnen der Reaktion Tür und Tor. Während 
die vorgeblich revolutionären Organisationen einer "Zurück­
zur-Natur"-Philosophie und der Maschinenstürmerei erliegen, 
wetzt die Bourgeoisie ihre Messer .• 

ABONNIERT 

herausgegeben von der Trotzkistischen Liga Deutschlands, 
Sektion der internationalen Spartacist Tendenz 

3 Probeexemplare 
1,-- DM (in Briefmarken) Portokosten 

Jahresabonnement 
8,50 DM (inklusive Porto) 

Auslandsluftpostabonnement 
10,-- DM (ein Jahr) 

ZU BEZIEHEN ÜBER: 
TLD 
POSTFACH 11 0647 
1 BERLIN 11 

Pschk. Berlin West 503 57 - 107 
(W. Hohmann) 



18 

Atomenergie . . . 
Fortsetzung von Seite 14 
ganz richtig informiert. Wir möchten sogleich darauf hin­
weisen: genau das tun die viel zahlreicheren überschallmili­
tärflugzeuge auch, die das amerikanische Militär seit über 
zwei Jahrzehnten verwendet. 

Der Tumult, der um die Concorde ausgebrochen ist, hat 
viel weniger mit der Ruhe der Hauseigentümer in Queens 
(einem New Yorker Vorort) als vielmehr mit dem sauren 
Apfel zu tun, in den die Boeing-Fluggesellschaft nach der 
Annulierung des amerikanischen SST-Programms beißen 
mußte, und mit den Bemühungen, das fast ausschließliche 
Monopol über den Bau von kommerziell genutzten Flugzeu­
gen in der kapitalistischen Welt aufrechtzuerhalten. Das 
wirkliche Problem der Concorde ist ihre zahlerunäßig geringe 
Passagierkapazität. 

Sieht man eirunal von der Heuchelei ab, so gibt es eine 
materielle Basis flir das gewachsene "ökologische" Bewußt­
sein der Bourgeoisie, einschließlich ihrer verspäteten aber re­
alen Beflirchtungen in puncto Sicherheit von Kernkraftwer­
ken. Man hat ganz einfach herausgefunden, daß durch den 
Betrieb vieler moderner Industrien nicht nur die Arbeiter, 
sondern alle Klassen der Gesellschaft, einschließlich der 
Bourgeosie, den schädlichen Auswirkungen der industriel­
len Verschmutzung ausgesetzt sind. 

Ein schwerer Unfall auch in einem entfernteren Kern-­
kraftwerk könnte Tausende den gefährlichen Dosen von Ra­
dioaktivität aussetzen, einschließlich derer, die in den ele­
ganten Villenvororten Kilometer vom Ort des Kraftwerkes 
entfernt wohnen. Während die Kapitalisten den schlimm­
sten Arbeitsbedingungen in ihren Fabriken keine Beachtung 
schenken, machen sie sich Sorgen, wenn Umweltgifte, die 
aus dem industriellen Prozeß entstehen, offensichtlich nicht 
nur ihre Lohnsklaven, sondern auch sie selbst betreffen. 

Die Sicherheitsfrage 

Es gibt zwei Hauptgefahren beim Betrieb von Kernkraft­
werken. Sollten alle Reaktorkühlsysteme versagen, dann 
schmilzt der Reaktorkern. Dies kann schließlich zur Freiset­
zung von großen Mengen tödlicher Strahlung fUhren. Kein 
solcher "größter anzunehmender Unfall" ("GAU") ist bis­
her passiert, obwohl es eine Anzahl kleinerer Kühlsystem­
funktionsstörungen gegeben hat. Ein Verlust des Kühlmit­
tels in einem "Brut"reaktor hätte möglicherweise noch ver­
heerendere Folgen. Die Konzentration von Plutonium in ei­
ner solchen Anlage ist groß genug, um möglicherweise zu 
einer niederenergetischen Explosion zu fUhren, die Tonnen 
von radioaktiven Spaltprodukten und explosivem flüssigen 
Natrium freisetzen würde. 

Die Atommüllagerung ist das zweite Hauptproblem. Plu­
tonium, das hochgradig giftig ist, hat eine Halbwertzeit von 
24000 Jahren und muß mehrere hunderttausend Jahre von 
der Biosphäre isoliert werden. Die amerikanische Energie­
forschungs- und Entwicklungsbehörde (ERDA) läßt verlaut­
baren, daß die Technologie flir eine sichere Lagerung von 
hochprozentigem radioaktiven Abfall existiere, daß ständi­
ge Lager in Salzbergwerken eingerichtet worden seien, Lek­
kagen jedoch habe es in provisorischen Lagerstätten gege­
ben. 

Die sicherheitstechnische Debatte ist zu einer hysteri­
schen Verwirrübung geworden - sowohl seitens der Regie­
rung und der Wissenschaftler der Industrie als auch ihrer 
Gegner in der Umweltschutzbewegung. Der Rücktritt, kurz 
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vor dem Referendum in Kalifornien im Juni letzten Jahres 
dreier Ingenieure von General Electric und einem Sicher- ' 
heitsbeauftragten bei der NRC, die damit ihren Protest ge­
gen die unzulänglichen Sicherheitsmaßnahmen in der Atom­
energieindustrie zum Ausdruck brach ten, wurde seitens ei­
ner ganzen Reihe von Nobelpreisträgern der Physik mit der 
lautstarken Unterstützung der Kernenergie beantwortet. 

Ebenso reagierte eine ganze Anzahl von Wissenschaft­
lern auf die Veröffentlichung des "endgültigen" Rasmussen­
Berichts der AEC, der das Eintreten eines "GAU" flir äus­
serst unwahrscheinlich hält, mit Zweifeln an dieser Ein­
schätzung. Das extremste Beispiel nuklearer Furcht ist West­
deutschland, wo Kernkraftgegner den stark übertriebenen 
"Befund" einer spekulativen Regierungsstudie, die als mög­
liches Ergebnis eines Reaktorunfalles von 30 Millionen To­
ten spricht, flir bare Münze genommen haben und in die 
Welt ausposaunen. 

Wir wollen weder zu den aufgeworfenen technischen Fra­
gen Stellung beziehen, noch unterbreiten wir dem Kapitalis­
mus Vorschläge hinsichtlich der besten Methode zur Ener­
giegewinnung. Wie die kürzliche "Knappheit" an Erdgas (in 
den USA) beweist, macht die anarchische Produktion unter 
dem Kapitalismus die Energie"krise" unvermeidlich. 

Der Kapitalismus erschwert auch die Wahl eines kleine­
ren übels. Wahrscheinlich sterben jährlich Tausende an den 
Folgen der Umweltverschmutzung, die durch das Verbren­
nen schwefelhaltiger Kohle und öl verursacht wird. Darüber­
hinaus ist der Prozentsatz von Bergarbeitern in den USA, 
die durch Bergwerksunfälle umkommen oder an Silikose 
sterben, äußerst hoch (obwohl man in westeuropäischen, 
polnischen und sowjetischen Bergwerken diese Todesfälle 
drastisch reduziert hat). Was Katastrophen größeren Ausma­
ßes anbelangt: der Bruch des hydroelektrisch betriebenen 
Staudammes bei Sacramento könnte zu ca. 260 000 Toten 
fUhren. Der beinahe Bruch des Staudammes am unteren San 
Fernando bedrohte 1971 das Leben von 80 000 Menschen. 
Sowohl die Wahrscheinlichkeit eines solchen Ereignisses als 
auch das mögliche Ausmaß an Zerstörung als Folge einer 
derartigen Katastrophe könnten jene eines "GAU" bei wei­
tem übertreffen. Wenn man die Zahl der Menschen, die an 
den Folgen von Luftverschmutzung durch konventionelle 
Kraftwerke, Bergwerksunfällen, Silikose, Staudammbrüchen 
usw. umgekommen sind, addiert, wird offensichtlich, daß 
es - auch bei Verwendung von fossilen Brennstoffen und 
hydroelektrischer Energie im Vergleich zur Kernenergie -
keine Garantie flir eine allumfassende Sicherheit gibt. Die 
Kernenergie könnte tatsächlich durchaus sicherer sein. 

Wir treten überall flir Sicherheit ein und prangern die 
Unfähigkeit des Kapitalismus an, flir sie zu sorgen. Einer­
seits mangelt es an Beweisen, daß die Kernenergie eine sol-
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che Gefahr darstellt, die ein direktes Verbot für den Bau, 
den Betrieb oder sogar einen allgemeinen Baustopp von 
Kernkraftwerken rechtfertigen würde, wie dies von west­
deutschen Demonstranten gefordert wird. Andererseits un­
terstützen wir die Stoßrichtung der jüngsten Wählerinitiati­
ven, die die Unternehmen für nukleare Unfälle voll haftbar 
machen wollen, und die sich dafür einsetzen, daß die Bau­
plätze erst nach einer adäquaten Untersuchung der spezifi­
schen Reaktorsicherheitsprobleme und Atommüllagerrisi­
ken ausgewählt werden. 

Solche Maßnahmen, bei denen die letzte Entscheidung 
der Legislative anheimgestellt wird, stellen sicherlich keine 
Sicherheitsgarantie dar. Das Erbe der Atomindustrie - von 
der Verwendung radioaktiven Gesteins für den Hausbau in 
Grand Junction, Colorado, bis zum mysteriösen Tod von 
Karen Silkwood, der Sicherheitsbeauftragten der Öl-, Che­
mie- und Atomgewerkschaft - ist ein abscheuliches Beispiel 
kapitalistischer Barbarei. Wir fordern die gewerkschaftliche 
Kontrolle über die Sicherheitsbedingungen in allen industriel­
len Bereichen. 

Kapitalisten nehmen Abstand von Kernenergie 

Natürlich kann der niedergehende Kapitalismus keine 
Antwort auf die allmähliche Erschöpfung der fossilen Brenn­
stoffreserven geben. Aber die Umstellung auf Kernenergie 
für die gesamte Elektrizitätsproduktion stellt nicht einmal 
ansatzweise eine Lösung des Problems dar. Die Elektrizität 
wird nur ein Drittel des geplanten Energieverbrauchs für 
das Jahr 2000 ausmachen. Der Rest - die Energie für 
Transport, Heizung und den industriellen Betrieb - wird 
immer noch von fossilen Brennstoffen abhängen. 

Das jüngst bekundete Interesse der Bourgeoisie an der 
Kernenergie ist teilweise auf die Tatsache zurückzuftihren 
(wenigstens in Frankreich und den USA), daß sie jetzt mit 
der Energieproduktion in Kohlekraftwerken konkurrenzfä­
hig ist. Aber auch die Kernindustrie wird in zunehmendem 
Maße krisenanfälliger. Die Ausgaben für Kernenergie errei­
chen schwindelnde Höhen. Der Preis fur Uran hat sich seit 
1973 vervierfacht; die geschätzte Kapitalinvestition für eine 
1 OOO-Megawatt-Anlage wird in zehn Jahren das Vierfache 
betragen. Und dann sind da noch die unbekannten aber not­
wendigen Kosten für die Stillegung eines Reaktors. 

Diese Kosten, und die Tendenz, die Umweltverschmut­
zungsnormen angesichts der Intervention der Industrie zu 
lockern, die relative Stabilisierung der Erdölpreise und die 
Aussicht auf endlose Kämpfe vor Gericht haben ihre Aus­
wirkungen auf die Kernenergiepläne gehabt. Während in ei­
ner Reihe von Ländern die politische Entscheidung Vorrang 

behält, gibt es Anzeichen, daß die Bourgeoisie sich noch 
nicht endgültig schlüssig ist. 

19 

Am bedeutendsten ist der Umstand, daß 1976 in den Ver­
einigten Staaten keine neuen Aufträge fur Kernreaktoren er­
teilt wurden, und daß sowohl Gerald Ford als auch Jimmy 
Carter eine Verzögerung von mehreren Jahren befurworten, 
bevor man sich hundertprozentig auf Plutonium festlegt. 
Die britische Behörde ftir Umweltverschmutzung, die von 
vielversprechenden Visionen über Öl in der Nordsee beflügelt 
wird, empfahl eine ähnliche Verzögerung. Gleichzeitig aber 
dürfte Jimmy Carters Ernennung des Allzweck-Falken 
James Schlesinger zu dessen Energieberater von den Umwelt­
schützern wohl kaum mit Erleichterung zur Kenntnis genom­
men worden sein. 

Während die Umstellung von einem Brennstoff auf einen 
anderen für die USA und Großbritannien möglich ist, sind 
Frankreichs Auswahlmöglichkeiten äußerst begrenzt; seine 
Ressourcen sind beschränkter, und es hat sich bereits stark 
für sein Brüter-Programm, den "Phenix", engagiert. Giscard 
hofft jedoch, dieses Programm durch den Export von Tech­
nologien zu finanzieren, ein Plan, der seinen Freunden in 
der NATO alles andere als akzeptabel zu sein scheint. 

Neo-malthusianische Pessimisten 

Zur Energieerzeugung durch Kernspaltung sind eine Rei­
he von Alternativen vorgeschlagen worden - Sonnenenergie, 
Fusionsenergie, geothermische Energie, Gezeitenenergie, Öl 
aus Schieferton und Windmühlen. Von diesen muß eine An­
zahl noch entwickelt werden, da teilweise ihre Entwicklung 
nicht angemessen finanziert wurde, während andere Formen 
der Energiegewinnung Anfangskapital- und Energieinvestitio­
nen in einer Höhe erfordern würden, die ihre Rentabilität 
kurzfristig problematisch erscheinen lassen. Die wirkliche Al­
ternative ist heute die zwischen Kohle (die noch jahrhunder­
telang im Überfluß vorhanden sein wird) und Kernenergie. 

Die pessimistischeren bürgerlichen Kritiker wie die Ford 
Foundation in ihrem Energiepolitikprojekt drängen auf mas­
sive wirtschaftliche Veränderungen mit dem Ziel eines "Null­
Energiewachstums". Die Vorschläge der Ford-Gruppe sind 
äußerst utopisch, da sie von der Gültigkeit zweifelhafter 
wirtschaftlicher Modelle und einer Rationalität ausgehen, 
die dem Kapitalismus nicht innewohnt. Ein wichtiger 
Aspekt des "Null-Energiewachstums" ist zum Beispiel die 
Reduzierung von Autos in Stadtzentren. Dieser Gedanke 
ist nicht neu, noch notwendigerweise im abstrakten Sinne 
falsch. Der Haken ist nur, daß sich die kapitalistische Reali­
tät in die entgegengesetzte Richtung entwickelt, d. h. in 
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Richtung auf erhöhte Kosten und Zerfall des Massentrans­
portwesens. 

Eine Reihe von Umweltschützern hat ebenfalls die Posi­
tion des "Null-Wachstums" übernommen. Abgesehen von 
der dubiosen Ökonometrie der Ford Foundation muß dies 
realistisch als der Ruf nach Sparmaßnahmen betrachtet wer­
den. So weist der britische Ecologist lobend auf primitive 
Gesellschaften hin u'!d polemisiert weitschweifig gegen den 
Marxismus, der den Sozialismus als eine Gesellschaft be­
greift, die - was für einen Vertreter des "Null-Wachstums" 
einem Fluch gleichkommen muß - auf materiellem Über­
fluß als Ergebnis einer fortgeschrittenen Technologie ba­
siert. 

Von den wohlgenährten, gut bezahlten Beftirwortern des 
"Null-Wachstums" wird die Tatsache ignoriert, daß die über­
wiegende Mehrheit der Menschheit in elender Armut lebt. 
Ein Umweltschützer muß angesichts der Perspektive einer 
qualitativen Steigerung des Lebensstandard8 auf Weltebene 
- wie dies nach einer siegreichen internationalen proletari­
schen Revolution der Fall wäre - mit Schrecken erfüllt sein. 
Sowohl der pro-Kopf- als auch der Gesamtenergieverbrauch 
wird im Sozialismus um einige Größenordnungen höher sein 
als im Kapitalismus. 

In diesem Zusammenhang ist es äußerst wichtig zu erwäh­
nen, daß der Ruf nach "Null-Wachstum" als Lösung für 
Energieprobleme in einer Zeit der Krise Sparmaßnahmen in 
einer kapitalistischen Wirtschaft unterstützt. Leider wird die 
Tragweite dessen von einigen linken Organisationen kaum 
erfaßt. So sieht die schweizer Sektion des von Ernest Man­
del geführten vorgeblich trotzkistischen Vereinigten Sekre­
tariats (VS) in der "Bewegung für ein Null-Wachstum" "ei­
ne vielversprechende Dynamik"; nämlich, daß "Massenak­
tionen " (der Bewegung) "in der Praxis das normale Funk­
tionieren des Systems in Frage stellen". Wenn man erfahren 
will, wie diese "vielversprechende Dynamik" in der Praxis 
aussieht, braucht man nur nach Schweden zu schauen, wo 
das antinukleare Sparprogramm "Zurück zur Natur und 
aufs Land" der bürgerlichen Zentrumspartei mit dazu bei­
getragen hat, den Sturz der sozialdemokratischen Regierung 
vorzubereiten. Die schwedische VS-Gruppe reagierte darauf 
mit dem Vorwurf an die Zentrumspartei, diese wäre in ihrer 
Opposition gegen die Atomenergie nicht kategorisch genug. 

Die Atomenergie ist weder die Büchse der Pandora noch 
ein Allheilmittel. In einem System, wo die Produktions­
verhältnisse und die nationalen Grenzen als Barrieren für ei­
ne Weiterentwicklung der Produktivkräfte fungieren, erlei­
det sie das gleiche Schicksal wie alle anderen Formen der 
Technologie. Im Kapitalismus gibt es keine Lösung der 
"Energiekrise". Die Arbeiterklasse leidet kurzfristig unter 
Umweltverschmutzung und Mangelerscheinungen als Re­
sultat der herrschenden Anarchie in Versorgung und Vertei­
lung unter der kapitalistischen Produktion; langfristig wird 
sie die gleichermaßen fatalen Auswirkungen in Umwelt 
und Wirtschaft zu spüren bekommen, die aus dem Fehlen 
einer rationalen wissenschaftlichen Bewirtschaftung der 
Rohstoffquellen und der Technologie resultieren. 

Der historische Pessimismus, der von Befürwortern eines 
"Null-Wachstums" zum Ausdruck gebracht wird, widerspie­
gelt kein Naturgesetz sondern ist vielmehr tief in der bürger­
lichen Gesellschaft verwurzelt. In Wirklichkeit sind die phy­
sikalischen Möglichkeiten zur Energieproduktion unbe­
grenzt. Die hauptsächliche bekannte Energiequelle im Uni­
versum ist die Kernfusion - die Umwandlung von Wasser­
stoff in Helium (d. h: die Energie, die von der Sonne ausge­
strahlt wird, oder als lokales und episodisches Beispiel die der 
Explosion einer Wasserstoffbombe). Die Menschheit muß 
es sich zur Aufgabe machen, einen direkten und kontrollier-
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baren Zugang zu dieser grundlegenden Energiequelle zu be­
kommen. 

Zur Verwirklichung dieser Möglichkeiten ist die welt­
weite proletarische Revolution notwendig, die eine soziale 
Ordnung schaffen wird, in der die Produktion der Befriedi­
gung menschlicher Bedürfnisse dient. Vor einem halben 
Jahrhundert, ca. 16 Jahre, bevor es Enrico Fermi gelang, 
die erste kontrollierbare Kernspaltung durchzuführen, sagte 
Leo Trotzki folgendes über die Kernenergie: 

"Das Atom birgt in sich eine mächtige Energie, und die 
größte Aufgabe der Physik besteht darin, diese Energie 
freizusetzen, gewissermaßen den Korken zu entfernen, 
damit diese verborgene Energie wie eine Fontäne hervor­
sprudeln kann. Dann wird sich die Möglichkeit eröffnen, 
Kohle und Öl durch Kernenergie zu ersetzen. Dies ist 
keineswegs eine hoffnungslose Aufgabe. Und welche 
Aussichten eröffnet sie! Dies allein gibt uns das Recht zu 
erklären, daß Wissenschaft und Technik sich einem ent­
scheidenden Wendepunkt nähern, daß die revolutionäre 
Epoche in der Entwicklung der menschlichen Gesell­
schaft von einer revolutionären Epoche auf dem Gebiet 
der Erkenntnis der Materie und ihrer Beherrschung be­
gleitet wird" ("Radio, Science, Technology and Society", 
März 1926). 

Die im Atomkern eingeschlossene Energie freizusetzen, hat 
sich als leichter zu erfUllende Aufgabe herausgestellt als die 
Errichtung der Diktatur des Proletariats auf Weltebene. Wir 
sehen uns einer ungeheuren Konzentration nuklearer Ver­
nichtungswaffen in den Händen räuberischer Imperialisten 
gegenüber, die die Lösung der Krise der revolutionären Füh­
rung noch stärker in den Vordergrund rückt, und die die von 
Marx konstatierte Alternative, "Sozialismus oder Barbarei", 
mit allem Nachdruck verdeutlicht. 

Übersetzt aus: Workers Vanguard Nr. 146,25. Februar 
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GEW ... 
Fortsetzung von Seite 24 
Vorrangs der Bundessatzung mehr als die erforderliche Zwei­
Drittel-Mehrheit (79,8 Prozent). Nachdem der Berliner Lan­
desverband sich bis zu diesem Zeitpunkt auf mehreren Ver­
sammlungen sehr energisch gegen die Unvereinbarkeitsbe­
schlüsse zur Wehr gesetzt hatte, haben sich nun die meisten 
Delegierten auf dieser Versammlung dem Diktat der stalini­
stischen Sozialistischen Einheitspartei Westberlins (SEW) 
und der SPD gebeugt, die bereits begonnen hatten, einen 
neuen Spalterverband im DGB aufzubauen. 

Mit der Übernahme des sogenannten Kompromißvor­
schlages, der die Unvereinbarkeitsbeschlüsse in versteckter 
Form enthält, haben die Delegierten des Berliner Landesver­
bandes eindeutig eine antikommunistische Stoßrichtung in 
der Politik der GEW verankert und damit offensichtlich be­
reits vor der Aufgabe kapituliert, die zerstörte Einheit des 
Berliner Landesverbandes der GEW wiederherzustellen. Vie­
le Delegierte werden sich drehen und wenden wollen, aber 
der Beschluß dieser Versammlung heißt nichts anderes als 
"Kommunisten raus! - Rein in den DGB! Egal um welchen 
Preis! " 

Obwohl sich die linkssozialdemokratische-spontaneisti­
sehe Linke mit ihrer hilflosen Konzeptionslosigkeit und ih­
rem grenzenlosen Opportunismus vor der DGB-Bürokratie 
zutiefst verneigt hat, ist es ihr nicht gelungen, die Einheit, 
selbst unter Anerkennung des Ausschlusses von Kommuni­
sten und Gewerkschaftsmilitanten, zu erkaufen. In völliger 
Verkennung der politischen Intentionen der Gewerkschafts­
bürokratie, der es einl':ig und allein darum ging, einen Leh- . 
rerverband unter der festen politischen Kontrolle der Sozial­
demokratie zu haben, um ihre Rolle als Helfershelfer des 
bürgerlichen Staates (Unterstützung der Berufsverbote durch 
die Unvereinbarkeitsbeschlüsse ) effektiver spielen zu können, 
sowie um die bedingungslose Durchsetzung von Sparmaßnah­
men in Form von Mehrarbeit durch die Lehrerschaft zu ga­
rantieren, ging die Mehrheit dieser Versammlung der sozial­
demokratischen Demagogie auf den Leim und stimmte für 
die Säuberung der Gewerkschaft. 

Nicht umsonst bedient sich die SPD solch "linker" Dema­
gogen wie Kujawa und Co., die wohl gegen die von der Re­
gierung praktizierten Berufsverbote zu kämpfen vorgeben, 
aber das entsprechende Pendant in der Gewerkschaft - die 
Unvereinbarkeitsbeschlüsse - akzeptieren, wenn es darum 
geht, die sozialdemokratische Kontrolle über die Gewerk­
schaften um jeden Preis zu sichern. Tatsächlich benutzt je­
doch die Bourgeoisie die von der Sozialdemokratie gefUhr­
ten Organisationen fortwährend, um ihre Interessen durch­
zusetzen. 

So hat die Berliner SPD auch ausgesprochen beunruhigt 
reagiert, als es im September 1974 darum ging, die Arbeits­
zeitverkürzung im Öffentlichen Dienst auch für die Lehrer 
zu übernehmen. In diesem Falle trat die GEW aufgrund des 
Drucks der Basis den Sparmaßnahmen des Senats zunächst 
ausgesprochen militant entgegen. Sie mußte eine Urabstim­
mung für einen Streik (in der allerdings die notwendige 
Mehrheit nicht erreicht wurde) durchfUhren. Die Kontrolle 
der SPD in einem eventuell entstehenden Arbeitskampf wä­
re nicht sicher gewesen. Die nationale GEW-Bürokratie aber 
wünschte einen bedingungslos verläßlichen, unter ihrer Ägi­
de stehenden Berliner Landesverband. So stellte die Weige­
rung des Berliner Landesverbandes der GEW, die Bundessat­
zung mit den Antikommunistenklauseln zu übernehmen, für 
F rister einen geeigneten Vorwand dar, den Berliner Landes-
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verband zu spalten und eine neue, noch enger an den Staat 
gebundene Lehrergewerkschaft aus der Taufe zu heben. 

Gegen haltlosen Opportunismus-
Für eine kommunistische Gewerkschaftsarbeit! 

Die Gruppe Internationale Marxisten (GIM), eine sich 
fälschlicherweise auf den Trotzkismus berufende Organisa­
tion, unterschätzte in ihrer Zeitung was tun (Nr. 135, 2. De­
zember 1976) recht kläglich das Vorgehen der Gewerkschafts­
bürokratie, als sie dort prognostizierte, daß es zu erwarten 
sei, daß der "Ausschluß nach einigem Hin und Her mit den 
sogenannten Vorbehalten, zurückgenommen wird und daß 
Frister diese wie in Hamburg für sich interpretieren wird." 
Ohne eine Alternative zu weisen, verkennt sie den politi­
schen Charakter der Spaltung und propagiert, in gutgläubi­
ger Haltung gegenüber der Bürokratie, den Kampf ganz ein­
fach von neuem zu beginnen. Sie verschließt die Augen vor 
der unversöhnlichen Vorgehensweise der Agentur der Bour­
geoisie in der GEW und läßt die Gewerkschaft dem weiteren 
Verfall entgegentreiben. 

Dabei hebt sie in ihrer Zeitung noch in widersprüchlicher 
(typisch zentristischer) Weise hervor, "für den Erhalt der al­
ten relativ demokratischen Strukturen der Berliner GEW ein­
zutreten" (ebenda), obwohl sie in demselben Artikel voll­
kommen korrekt den undemokratischen Charakter dieser Ge­
werkschaft darstellt. "Sechs von sieben stattgefundenen Be­
zirksmitgliederversammlungen, darüberhinaus mehrere Fach­
gruppen, nahmen eindeutig Stellung gegen Frister mit seiner 
Bundessatzung und seinen Unvereinbarkeitsbeschlüssen. 
Nicht so der ,linke' Berliner GEW-Vorstand unter der SPD-le­
rin Kujawa und SEW (Berliner DKP)." Diese Strukturen die­
nen eindeutig den Machenschaften von Frister und Co. Das 
sind für uns keine verteidigenswerten, "relativ demokrati­
schen Strukturen", sondern typische Formen eines bürokra­
tischen Regimes, die wir stets auf das Schärfste bekämpfen 
werden! Die Genossen einer Fraktion der TLD dagegen wür­
den in vorderster Front mit den militantesten Kollegen gegen 
die Liquidierung der GEW Berlin kämpfen, wobei wir uns 
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ebenso kompromißlos gegen das dortige bürokratische Re­
gime, wie auch gegen die Absicht von Frister und Stange 
(Schatzmeister der "alten" GEW und Vorsitzender des Spal­
terverbandes) wenden würden, mit der Spalter-GEW eine 
vollkommen dem Staat ergebene Gewerkschaft aus dem Bo­
den zu stampfen, die allen oppositionellen Elementen und 
Gruppierungen von vornherein den Zugang verwehren soll. 

Dabei müssen wir gleichzeitig klar erkennen, daß die Spal­
ter-GEW von Stange und Frister nicht mehr nur ein Sammel­
becken für bürokratische Elemente ist, sondern inzwischen 
auch einen wachsenden Zulauf unter den Kollegen verzeich­
nen kann. Abgesehen von der prinzipiellen Notwendigkeit 
für Kommunisten, in allen Massenorganisationen der Arbei­
terbewegung zu arbeiten, konnte man zudem spätestens auf 
ihrer Mitgliederversammlung Anfang März feststellen, daß in 
dieser Spaltergewerkschaft ebenfalls Kämpfe stattfinden, die 
es erforderlich machen, auch dort eine revclutionäre Perspek­
tive hineinzutragen. Auf dieser Versammlung wurde z. B. ein 
Antrag angenommen, der sich explizit gegen einen Stange­
Entwurf wendet, und in dem gefordert wird, die Bundesdele­
gierten auf der Vertreterversammlung zu wählen, anstatt sie, 
wie von Stange geplant, vom Vorstand einsetzen zu iassen. 

Im Falle der GEW in Berlin ergibt sich eine Situation, wo 
nach der reaktionären Spaltung beide Gewerkschaften glei­
chermaßen eine antikommunistische Orientierung eingeschla­
gen haben, die sich nur graduell unterscheidet. Von daher er­
gäbe sich für unsere Organisation nur die Perspektive, in bei­
den Verbänden für eine vereinigte Lehrergewerkschaft im 
DGB ohne Unvereinbarkeitsbeschlüsse zu kämpfen. Wir ste­
hen in der Tradition der Politik der Leninschen Kommuni­
stischen Internationale, die in dieser Frage auf dem IV. Welt­
kongreß in den "Richtlinien für die kommunistische Aktion 
in den Gewerkschaften" folgendermaßen kodifiziert wurde: 

"Keine einzige reformistische Gewerkschaft soll des kom­
munistischen Gärungsstoffes beraubt werden. Eine tat­
kräftige Arbeit der Kommunisten in beiden Organisatio­
nen ist eine Vorbedingung der Wiederherstellung der zer­
störten Einheit." 

Jedoch übersehen wir nicht die konjunkturelle Gelegenheit, 
die sich für eine harte kommunistische Intervention in der 
GEW Berlin aufgrund der dort vorhandenen Unstabilität und 
Ratlosigkeit, aber auch wegen ihrer quantitativ "linkeren" 
Schattierung bietet. 

Die außerordentliche Landesvertreterversammlung 
der GEW Berlin vom 23. Februar: 
Eine Perspektive für die Bürokratie 

Nachdem breite Teile der GEW Berlin vor den Manövern 
der Gewerkschaftsbürokratie kapituliert haben und die Klas­
senorgane der Bourgeoisie (die Gerichte) in die Auseinander­
setzung einbezogen hatten, war jeder eigenständige Kampf 
durch diesen Kotau vor der bürgerlichen Klassenjustiz mas­
siv behindert. Das Gericht bewies jedoch - allen reformisti­
schen Illusionen zum Trotz - Klassenbewußtsein und gab 
damit denjenigen Recht, zu deren Diensten es geschaffen 
wurde, nämlich der Bourgeoisie und deren Agentur in der 
Arbeiterbewegung, der Gewerkschaftsbürokratie. 

Erst als zwei Tage vor der außerordentlichen Vertreterver­
sammlung das Kammergericht in Westberlin die von zwei 
GEW-Mitgliedern erwirkte einstweilige Verfügung aufbob, 
die Frister den Aufbau eines Spalterverbandes verbieten soll­
te, mußte die Versammlung sich nun in aller Eile entschei· 
den, wie eine künftige GEW-Politik aussehen sollte. Daß kei­
ne Gruppierung eine alternative Politik vorweisen und damit 
dieser Versammlung eine politische Führungsalternative vor-
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schlagen konnte, nachdem die alte Führung von Kujawa und 
Co. den Saal verlassen hatte, markiert den Bankrott aller in 
der GEW agierenden vorgeblich revolutionären Organisatio­
nen. 

Die GIM hat selbst zur Entwaffnung der GEW beigetra­
gen, denn sie schrieb in ihrem Flugblatt noch einen Tag vor 
dieser Versammlung, daß es ihr lediglich darum ginge, davor 
zu warnen, die "Klage gegen Frister zur Hauptsache zu ma­
chen" (Zitat aus ArbeiterkampfNr. 100, 7. März), also un­
ter dem Druck der gegebenen Verhältnisse die Intervention 
des bürgerlichen Staates durch seine Gerichte sehr wohl ak­
zeptiert - nur daß man die Klassenkollaboration eben nicht 
zur Hauptsache machen sollte! 

Als Perspektive gibt sie in der was tun Nr. 148 (3. Febru­
ar) an:" ... die bisherige Linie einer klassenkämpferischen Ge­
werkschaftspolitik beizubehalten und auszuweiten ... ". In 
der Einleitung desselben Artikels heißt es dazu: "Damit 
stellt sich die Aufgabe, in der alten GEW Berlin eine an den 
Interessen der Kolleginnen und Kollegen orientierte Gewerk­
schaftspolitik zu betreiben, die den Fristerschen Spalterver­
band von vornherein das Wasser abgräbt ... ". Genossen, spä­
·testens mit der Übernahme der Unvereinbarkeitsbeschlüsse 
hat die Gewerkschaftspolitik aufgehört, in irgend einer Wei­
se "klassenkämpferisch" zu sein. Durch welche Politik wollt 
Ihr also dem Fristerschen Spalterverband das Wasser abgra­
ben - mit der Bundessatzung samt Unvereinbarkeitsbeschlüs­
sen und mit einem bürokratischen Regime innerhalb der 
GEW? 

Die maoistische Kommunistische Partei Deutschlands 
(KPD) und die Bund sozialistischer Lehrer und Erzieher 
(BsLE)-Initiative begrüßen in ihren Publikationen die Ein­
schaltung der Gerichte. Auch auf Gewerkschaftsversammlun­
gen machen die Vertreter dieser Organisationen aus ihrer 
klassenkollaborationistischen Gesinnung keinen Hehl und 
sprechen sich für die Intervention bürgerlicher Gerichte in 
die gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen aus. 

Die Erklärung der BsLE-Initiative zur Situation in der 
GEW Berlin vom 25. Februar stellt zunächst ganz richtig 
fest, daß bereits am 23. November letzten Jahres "die Bun­
dessatzung, die Unvereinbarkeitsbeschlüsse und damit die 
Entrechtung der Mitglieder auch in der GEW Berlin zunächst 
übernommen wurde", gelangt dann aber zu der Schlußfolge­
rung, daß der Kampf gegen die Unvereinbarkeitsbeschlüsse 
vorangetrieben worden sei! Vollkommen perspektivlos ord­
nen sich KPD und BsLE-Initiative dem neuen Vorstand un­
ter, jammernd darüber, daß ein Teil des neuen "neutralen" 
Vorstandes ftir die Übernahme der Unvereinbarkeitsbeschlüs­
se gestimmt hat! 

Der Kommunistische Bund (KB) ist in der Frage der An­
rufung des bürgerlichen Gerichts sehr ehrlich und stellt sich 
offen auf die Seite der Kläger und hält eine "Atempause", 
die durch die Klage erreicht wurde, schon für erfolgreich. 
Für diese Genossen ist damit die schleichende Liquidierung 
der GEW schon ein Erfolg! 
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Der KBW betreibt eine besondere Variante des Opportu­
nismus. In der "Erklärung: Fraktion des Kommunistischen 
Bundes Westdeutschlands in der GEW Westberlin" bringt die­
se Organisation es in ihrem unbekümmerten Reformismus 
fertig, weder die Berufsverbote noch die Unvereinbarkeitsbe­
schlüsse zu erwähnen! Er lenkt die Kollegen von der ver­
schärften Repression der Bourgeoisie gegenüber der Arbeiter­
bewegung ab, die momentan sogar die Illegalisierung des 
KBW selbst ins Auge faßt. Der KBW ignoriert die politische 
Repression und beschränkt sich in seiner Fraktionserklärung 
lediglich auf ökonomische Fragen, wie Besoldungsrückstu­
fungen, Verpflichtungen zur Mehrarbeit, Einfuhrung des 
Teilzeitlehrer-Programms etc. 

Als Ausweg propagiert der KBW immer noch eine außer­
ordentliche Bundesvertreterversammlung, um gegen die 
Spaltung der GEW in Berlin zu kämpfen. Aber auch diese 
Perspektive erwies sich als derart begrenzt, daß selbst die 
KBW-Fraktion auf der außerordentlichen Vertreterversamm­
lung nicht ftir diese Forderung eintrat. Wir haben vor den Il­
lusionen, die der KBW mit dieser Forderung verbindet, 
schon in der Kommunistischen Korrespondenz Nr. 16 (De­
zember 1976) vollkommen zurecht gewarnt: 

"Der KBW sprach sich zwar gegen die Intervention des 
bürgerlichen Staates aus, beschränkte seine Perspektive 
aber darauf, sich auf die Bundesvertreterversammlung 
(dessen Vertreter zu einem nicht unerheblichen Teil 
nicht gewählt, sondern von den Bürokraten eingesetzt 
werden) zu konzentrieren, um dort den Meinungskampf 
zu fUhren." 

Obwohl diese Stoßrichtung wegen der von uns eben genann­
ten Gründe so wenig aussichtsreich erscheint, wirft der KBW 
vor aller Öffentlichkeit (vollkommen berechtigt) seinen eige­
nen Fraktionsmitgliedern Opportunismus vor. Er schreibt in 
der Kommunistischen Volkszeitung Nr. lOjI977:,,sie setz­
ten auf Versöhnung mit dem Opportunismus und verhielten 
sich selbst opportunistisch." Offener kann eine Organisation 
ihren Bankrott nicht zur Schau stellen. 

Statt prinzipienloser Manöver -
Für eine kommunistische Gewerkschaftsführung 

Anstatt mit dem Mittel des Klassenkampfes gegen Spal­
tung und Unvereinbarkeitsbeschlüsse vorzugehen, entschie­
den sich einige Kollegen, Klage zu erheben, um durch Ge­
richtsbeschluß Frister zu verbieten, einen Spalterverband zu 
gründen. Hoffen wir, daß so manchem Gewerkschafter 
durch die wahrscheinlich erfolgreiche Klage von Frister ge­
gen die GEW Berlin (der dieser das Recht auf den Namen 
GEW abspricht), der Klassencharakter bürgerlicher Justiz 
klarer wird. Es gibt weder eine "gerechte", noch eine "unge­
rechte" Einschaltung bürgerlicher Klassenorgane in die Be­
lange der Arbeiterbewegung. Bürgerliche Klassenjustiz hat 
in den Angelegenheiten von Arbeiterorganisationen niemals 
etwas zu suchen! 

Die meisten politischen Strömungen kapitulierten vor 
diesem staatlichen Eingriff in die Arbeiterbewegung oder 
unterstützten ihn offen. Der damit verbundene Bankrott 
war so tiefgehend, daß auf der Landesvertreterversammlung 
am 23. Februar in aller Eile ein Vorstand (dessen Mitglieder 
von der GIM lobend mit dem Prädikat ,langjährige Erfah­
rungen in der gewerkschaftlichen Arbeit' bedacht wurden -
vergl. was tun Nr. 148) "kommissarisch" eingesetzt wurde, 
dessen Nichtzugehörigkeit zu einer politischen Organisation, 
also dessen "Neutralität" zur Vorbedingung seiner Wahl ge­
macht wurde! Kommunisten hätten unter den Losungen 
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Weg mit den Unvereinbarkeitsbeschlüssen! Für eine vereinig­
te Lehrergewerkschaft mit voller Arbeiterdemokratie im 
DGB! eine militante Kampagne gefUhrt. Unter diesen Lo­
sungen hätte auch der Versuch gemacht werden müssen, 
der Spalter-GEW Fusionsverhandlungen aufzudrängen. 

Der Kampf um die Unabhängigkeit der Gewerkschaften 
vom bürgerlichen Staat ist untrennbar verbunden mit dem 
Kampf für eine revolutionäre Führung in den Gewerkschaf­
ten. Nur das trotzkistische Übergangsprogramm, basierend 
auf der revolutionären Arbeit der Kommunistischen Interna­
tionale unter Lenin, kann durch seine unversöhnliche Geg­
nerschaft gegenüber der bürgerlichen Macht und seinem ent­
schiedenen Eintreten fur die Herrschaft der Arbeiterklasse 
die Unabhängigkeit der Gewerkschaften vom bürgerlichen 
Staat garantieren. 

Die vorgeblich revolutionären Kräfte in der GEW haben 
sich als unfähig erwiesen, der Bürokratie eine Alternative 
entgegenzustellen. Anstatt die Chance zu nutzen, ftir eine 
klassenkämpferische, vom bürgerlichen Staat unabhängige 
Gewerkschaft zu kämpfen, trotten sie nur einem anderen, 
vermeintlich progressiveren Flügel der Bürokratie.hinterher. 
Wieweit die GEW Berlin von einer proletarischen Politik, 
insbesondere angesichts ihres "neutralen" Vorstandes, 
entfernt ist, machen die oben schon erwähnten "Richtlinien 
zur kommunistischen Aktion in den Gewerkschaften" sehr 
deutlich: 

"Die Neutralität ist immer eine rein bürgerliche Lehre ge­
wesen, gegen welche der revolutionäre Marxismus einen 
entschiedenen Kampf fuhrt. Gewerkschaften, die sich kei­
ne Klassenziele stecken, d. h. die nicht den Sturz des ka­
pitalistischen Systems ins Auge fassen, sind trotz ihrer 
proletarischen Zusammensetzung die besten Verteidiger 
der bürgerlichen Gesellschaftsordnung. 
... Dieser Kampf gegen die "Politik" und die politischen 
Parteien der Arbeiterklasse bringt einen Rückgang der Ar­
beiterbewegung und der Arbeiterorganisationen hervor, 
ebenso wie einen Feldzug gegen den Kommunismus, den 
konzentriertesten Ausdruck des Klassenbewußtseins des 
Proletariats" (Protokoll des IV. Weltkongresses der Kom­
munistischen Internationale, 1923) .• 
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Kommunistische 
Korresponden~ 

Weg mit den Unvereinbarkeitsbeschlüssen ! 

Für eine vereinigte, 
klassenkämpferische CEW im OCB ! 
Der Zerstörungsprozeß des Berliner Landesverbandes der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) ist eine 
der hervorstechendsten Entwicklungen in der Geschichte 
der Gewerkschaftsorganisationen in Deutschland seit der 
Spaltung in den Freien Deutschen Gewerkschaftsbund 
(FDGB) und Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Für uns Trotzkisten ist es deshalb 
von außerordentlicher Bedeutung, die Stärke und Ausfor­
mung der in diesem Prozeß auftretenden Klassenkräfte zu 
analysieren und dieses Ereignis zu einem Prüfstein revolutio­
närer Gewerkschaftstaktik zu machen. 

In der Kommunistischen Korrespondenz Nr. 16 (Dezem­
ber 1976) schrieben wir, daß sich die bundesrepublikanische 
Situation durch eine allgemeine Entwicklung nach rechts 
charakterisieren läßt. Wir müssen heute hinzufügen, daß sich 
dieser Trend in erheblicher Weise verschärft hat, wobei die 
Vorgänge um die Abhöraffare im Stammheimer Prozeß und 
die dem Kommunistischen Bund Westdeutschlands (KBW) 
angedrohte Illegalisierung deutliche Anzeichen dafür sind, 
daß die konservativsten Kräfte der Bourgeoisie immer mehr 
an Boden gewinnen. 

Ebenso wie die Bourgeoisie selbst, ist auch in den letzten 
Jahren deren Agentur innerhalb der Gewerkschaften, die 
SPD-Bürokratie, nicht müßig gewesen, sondern im Gegen-
teil darangegangen, die Unvereinbarkeitsbeschlüsse in fast 
sämtlichen Einzelgewerkschaften des DGB durchzupeitschen. 
Diese Antikommunistenklausel wendet sich sowohl gegen 
oppositionelle Gewerkschaftsmilitante als auch gegen opposi­
tionelle Bestrebungen stalinistischer und vorgeblich revolu­
tionärer Organisationen, sowie gegen die Trotzkisten selbst. 
Obwohl keine der maoistischen oder vorgeblich trotzkisti­
schen Gruppen über ein revolutionäres Programm verfügt, 
sind sie als organisierte politische Strömung der Arbeiterbe­
wegung von den Antikommunistenklauseln betroffen. Denn 
bei der Durchführung der Unvereinbarkeitsbeschlüsse, bei 
dem Verbot von Fraktionen, geht es der Bürokratie dar-
um, jede freie Meinungsäußerung, jede organisierte Opposi­
tion zu ersticken, um die Gewerkschaften noch enger an 
den bürgerlichen Staat zu ketten. Sie sind auch nicht gewillt, 
sich Macht und Privilegien mit eventuell aufkommenden ri­
valisierenden Bürokratien zu teilen. 

Bei der aktuellen Auseinandersetzung ist die Stellung zu 
den Unvereinbarkeitsbeschlüssen, d. h. deren Befürwortung 
oder Ablehnung von entscheidender Bedeutung. Die Spal-
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tung der GEW durch Fristers Bürokratie mußte als beson­
ders effektives Mittel zur Säuberung oppositioneller Ele­
mente von Kommunisten entschieden bekämpft werden. 
Seitdem jedoch die neue als auch die alte GEW diese Klausel 
anerkannt haben, gibt es keinen qualitativen Unterschied in 
der Bewertung beider Organisationen mehr. Beide Gewerk­
schaften haben das Prinzip des Ausschlusses von Kommuni­
sten und anderen Linksoppositipnellen akzeptiert. Lediglich 
Weg und Zeitpunkt zur Übernahme der Unvereinbarkeitsbe­
schlüsse waren verschieden. Während die Spalter-GEW nach 
dem 25. August letzten Jahres bereits auf der Grundlage der 
Anerkennung der Unvereinbarkeitsbeschlüsse rekrutierte, 
entschlossen sich die neulinken-spontaneistischen Kräfte in 
der GEW dazu erst auf der Versammlung am 22./23. Novem­
ber. Beide Organisationen kommen jedoch zu ein und dersel­
ben Schlußfolgerung ~ der verstärkten Integration der Ge­
werkschaften in den bürgerlichen Staat mittels antikommuni­
stischer Hexenjagd. Nichtsdestoweniger hätte eine TLD-Ge­
werkschaftsfraktion gegen die Liquidierung der "alten" 
GEW gestimmt, um Frister sein schmutziges Spaltergeschäft 
ZIJ erschweren. 

Durch die Verschärfung der Repression des bürgerlichen 
Staates und der Komplizenschaft der reformistischen Gewerk­
schaftsführung sowie durch die bankrotte Politik der in der 
GEW agierenden oppositionellen Kräfte, ist die GEW in 
Berlin in einen Trümmerhaufen verwandelt worden. In den 
tatsächlichen Auseinandersetzungen mit dem bürgerlichen 
Staat ist diesem niemals ernsthafter Widerstand entgegenge­
setzt worden, um die elementarsten Rechte und Interessen 
der Lehrer und der Arbeiterklasse zu verteidigen. Immer 
mehr Kollegen ziehen sich von der aktiven Gewerkschafts­
politik zurück, enttäuscht von der Unfähigkeit der von Re­
formisten geführten Gewerkschaft, ihre Interessen zu vertre­
ten. Nur die Perspektive des politischen Kampfes gegen alle 
Flügel der Bürokratie hätte dieser Demoralisierung Einhalt 
gebieten können. 

SPD und SEW spalten die GEW in Berlin 
im I nteresse der Bourgeoisie 

Auf der Landesvertretervollversammlung am 22./23. 
November 1976 findet der Antrag für die Übernahme des 
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